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Vorwort
Gute Bildung ist inklusive Bildung, die die 
Unterschiedlichkeit von Kindern berück-
sichtigt und kein Kind zurück lässt. Die Be-
achtung der Individualität und das Einge-
hen auf die Besonderheiten der Kinder ist 
für Kindertageseinrichtungen nicht erst 
seit Einführung des Orientierungsplanes 
für baden-württembergische Kindergär-
ten pädagogischer Anspruch. Gemeinsa-
me Erziehung von Kindern mit und ohne 
Behinderungen wurde schon im Gesetz 
zum qualitätsorientierten und bedarfsge-
rechten Ausbau der Tagesbetreuung für 
Kinder zum 01.01.2005 normiert. Damit 
war der Grundstein für eine Kultur der An-
erkennung und Wertschätzung, der Par-
tizipation und gesellschaftlichen Teilha-
be gelegt. Inklusive Bildung von Kindern 
ist nachhaltige Bildung, welche einer Be-
nachteiligung und Exklusion entgegen-
tritt und eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe darstellt.

Nach der UN-Behindertenrechtskonven-
tion dürfen Menschen mit Behinderung 
aufgrund ihrer Behinderung nicht vom all-
gemeinen Bildungssystem ausgeschlos-
sen werden. Es wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass Kinder gleichberechtigt 
mit anderen Kindern alle Menschenrech-

te und Grundfreiheiten genießen können. 
Diese Regelung steht auch in Überein-
stimmung mit der UN-Kinderrechtskon-
vention. 

Nachdem das Land Baden-Württemberg 
für das Schuljahr 2015/2016 das Schulge-
setz geändert hat und inklusive Beschu-
lung Aufgabe aller Schulen ist, besteht 
für die Städte und Gemeinden sowie alle 
Träger von Kindertageseinrichtungen die 
Notwendigkeit, auch für Kinder im Vor-
schulbereich gute Konzepte mit ange-
passten personellen, räumlichen und 
sachlichen Rahmenbedingungen umzu-
setzen, damit Kinder eine nahtlose Bil-
dungsbiografie erleben können. 

Die hier vorliegende Broschüre zeigt päd-
agogischen Fachkräften, Fachberatungen 
und Trägern von Einrichtungen wie ein 
Roter Faden die Möglichkeiten auf, wie in-
klusive Erziehung, Bildung und Betreuung 
in Einrichtungen gelingen kann. Denn: 

„Man kann Inklusion nicht machen,
man kann nur dafür Sorge tragen,
dass inklusive Verhältnisse entstehen“
(Stein/Krach/Niedick, 2010)

Kristin Schwarz	 Landrat a. D. Karl Röckinger
Verbandsdirektorin	 Verbandsvorsitzender
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1. Einleitung
Inklusion in Kindertageseinrichtungen hat 
zum Ziel, Barrieren abzubauen, um allen 
Kindern gleiche Bildungschancen zu er-
öffnen. Teilhabe und Teil sein beinhaltet 
in diesem Sinne gemeinsames Aufwach-
sen, Spielen und Lernen. Zur gelingenden 
Umsetzung braucht es eine bewusste in-
klusive Haltung aller begleitenden Fach-
kräfte und angepasste Beteiligungsmög-
lichkeiten. 

Inklusion ist die konsequente Weiterent-
wicklung der Integration. Integration be-
deutet das Hineinnehmen einer Person in 
ein bestehendes System ohne das System 
zu verändern. Inklusion bedeutet auch im 
Kontext Kindertageseinrichtung, das Sys-
tem so zu verändern, dass das Recht auf 
Erziehung, Bildung und Betreuung für 
alle Kinder umgesetzt werden kann. 

In diesem Verständnis sind alle Kinder ein-
geschlossen: Jedem Kind ist soziale Zu-
gehörigkeit und Partizipation von Anfang 
an möglich. Inklusion in Kindertagesein-
richtungen begreift Teilhabe daher nicht 
nur für Kinder mit Behinderungen und/
oder einem sonderpädagogischen För-
derbedarf, sondern auch für Kinder, die 

zum Beispiel verhaltensoriginell, entwick-
lungsverzögert, hochbegabt, von Armut 
bedroht oder aus anderen Kulturen kom-
mend sind.

Inklusive Betreuung beinhaltet ganzheit-
liche und nachhaltige Förderung zu ei-
ner eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit.

Inklusion ist ein komplexer gesellschaft-
licher Prozess, der von Anfang an gelernt 
und gelebt werden muss. Diese ersten 
demokratischen Erfahrungen in Kinder-
tageseinrichtungen ermöglichen es den 
Fachkräften die Stärken der Kinder zu 
stärken und Ungleichheiten zu reduzie-
ren. Respekt, Akzeptanz und Vielfalt in 
Gemeinschaften zu lernen ist ein nach-
haltiges Ziel sozialen Miteinanders und 
ermöglicht zukunftsträchtige Verände-
rungsprozesse im Denken und Handeln. 

Inklusion beinhaltet daher einen ganzheit-
lichen, kulturbezogenen konzeptionellen 
Rahmen, denn

Inklusion geht alle an!
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2. Rechtliche Grundlagen
In allen Bundesländern gibt es verschiede-
ne Formen und Entwicklungen der Förde-
rung von Kindern mit Behinderung in Kin-
dertageseinrichtungen. Unterschiedlich 
ist die Struktur und Ausprägung der inte-
grativen Einrichtungen oder Sonderein-
richtungen und das System der Frühförde-
rung. Die Organisation und Finanzierung 
– historisch unterschiedlich gewachsen – 
beinhaltet Elemente der Jugendhilfe, So-
zialhilfe, schulische Hilfen und Leistungen 
der Kranken- und Pflegekassen.

Durch die Ratifizierung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention im Jahr 2009 wurden 
die rechtlichen Rahmenbedingungen für 
Inklusion geschaffen, deren Umsetzung 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe der 
Zukunft ist. 

Durch die UN-Konventionen wird kein be-
stehendes Recht geändert und es wer-

den keine neuen Rechte begründet. Die 
UN-Konventionen konkretisieren viel-
mehr anerkannte Menschenrechte für 
die Lebenssituationen von Menschen mit 
Behinderungen. Damit begründen die 
Konventionen keine unmittelbaren Leis-
tungsansprüche des Einzelnen. Diese er-
geben sich erst aufgrund künftiger in-
nerstaatlicher Regelungen der jeweiligen 
Gesetzgeber.

Das neue Gesetz zur Stärkung der Teil-
habe und Selbstbestimmung von Men-
schen mit Behinderungen (Bundesteil-
habegesetz – BTHG) ist ab 01.01.2017 
stufenweise in Kraft getreten. Erst ab 
01.01.2020 sollen Änderungen der Ein-
gliederungshilfe vom SGB XII in den 2. 
Teil des SBG IX überführt werden. 
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2.1. UN-Konventionen

Nach Artikel 24 der UN-Konvention „Über-
einkommen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen“ (BRK) dürfen 
Menschen mit Behinderung aufgrund ih-
rer Behinderung nicht vom allgemeinen 
Bildungssystem ausgeschlossen werden. 
Sie sollen Zugang zu einem integrativen, 
hochwertigen und unentgeltlichen Unter-
richt haben. 

Artikel 7 BRK geht ausdrücklich auf Kin-
der mit Behinderungen ein. Danach sind 
Maßnahmen zu treffen, damit Kinder mit 
Behinderungen gleichberechtigt mit an-
deren Kindern alle Menschenrechte und 
Grundfreiheiten genießen können. Die-
se Regelung steht in Übereinstimmung 
mit der UN-Konvention „Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes“.

Inklusion betrifft die gesamte Gesellschaft:
neben der Sozial- und Jugendhilfe, den Bil-
dungseinrichtungen,
Kunst und Kultur und dem gesamten öffent-
lichen Leben
insbesondere die Kinder und deren Eltern,
sowie alle Menschen mit Handicap
und Unterstützungsbedarf jeglicher Art und 
jeden Alters

Im Juni 2015 hat die Landesregierung Ba-
den-Württemberg zur Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention einen 
Aktionsplan erstellt. 1

Dieser Aktionsplan beinhaltet sowohl die 
bereits umgesetzten Maßnahmen des 
Landes zugunsten von Menschen mit Be-
hinderungen als auch Maßnahmen, die 
noch zur Umsetzung vorgesehen sind.

1	 www.sozialministerium.baden-wuerttemberg.
de/de/service/ im Bereich „Publikationen“

2.2. Rechtsanspruch (§ 24 SGB VIII)  
und Förderauftrag  
(§§ 22, 22a SGB VIII) 

In Tageseinrichtungen für Kinder und in 
Kindertagespflege ist die Entwicklung 
des Kindes zu einer eigenverantwortli-
chen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit zu fördern, die Erziehung und Bil-
dung in der Familie zu unterstützen und 
zu ergänzen. Den Eltern soll ermöglicht 
werden, Erwerbstätigkeit und Kindererzie-
hung besser miteinander vereinbaren zu 
können.

Kinder mit und ohne Behinderung sol-
len, sofern der Hilfebedarf dies zulässt, in 
Gruppen gemeinsam gefördert werden. 
Zu diesem Zweck sollen die Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe mit den Trägern 
der Sozialhilfe bei der Planung, konzeptio-
nellen Ausgestaltung und Finanzierung 
des Angebots zusammenarbeiten.

Ein Kind, das das erste Lebensjahr vollen-
det hat, hat bis zur Vollendung des drit-
ten Lebensjahres Anspruch auf frühkind-
liche Förderung in einer Tageseinrichtung 
oder in Kindertagespflege. Der Umfang 
der täglichen Förderung richtet sich nach 
dem individuellen Bedarf. Die Betreuung 
von Kindern unter einem Jahr ist indivi-
duell zu regeln. 

Ein Kind, das das dritte Lebensjahr voll-
endet hat, hat bis zum Schuleintritt An-
spruch auf Förderung in einer Tages-
einrichtung. Die Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe haben darauf hinzuwirken, 
dass für diese Altersgruppe ein bedarfsge-
rechtes Angebot an Ganztagsplätzen zur 
Verfügung steht. Das Kind kann bei be-
sonderem Bedarf oder ergänzend auch in 
Kindertagespflege gefördert werden.

Für Kinder im schulpflichtigen Alter ist ein 
bedarfsgerechtes Angebot in Tagesein-
richtungen vorzuhalten.
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3. Strukturelle Rahmenbedingungen 
Kindertageseinrichtungen erfüllen nach 
dem KiTaG einen Bildungs- und Erzie-
hungsauftrag als Grundleistung. Inklusion 
zu ermöglichen und zu gestalten ist somit 
Kernaufgabe frühkindlicher Bildung und 
Erziehung. 

In Baden-Württemberg ist die frühkindli-
che Bildung von Kindern mit einer Behin-
derung derzeit zweigliedrig organisiert: 

•	 allgemeine Kindertageseinrichtun-
gen und Kindertagespflege (ggf. mit 
Unterstützung durch die Eingliede-
rungshilfe) die ihre gesetzliche Normie-
rung auf Bundesebene im Rahmen des 
SGB VIII sowie auf Landesebene im Rah-
men des Kindertagesbetreuungsgeset-
zes für Baden-Württemberg (KiTaG) ha-
ben, sowie

•	 Schulkindergärten als schulische Son-
dereinrichtungen im Zuständigkeits-
bereich des Landes (§ 20 Schulgesetz, 
sowie Verwaltungsvorschrift zu den öf-
fentlichen Schulkindergärten)

Für jedes Kind mit Behinderung und/oder 
Förderbedarf ist individuell zu prüfen, an 
welchem dieser Orte die bestmögliche 
Erziehung, Bildung und Betreuung um-
gesetzt werden kann. Das Wunsch und 
Wahlrecht der Eltern ist ebenso maßgeb-
lich.

3.1 Betriebserlaubnis2 für integrativ 
geführte Gruppen 

Der Träger einer Kindertageseinrichtung 
bedarf für den Betrieb einer integrativ ge-
führten Gruppe eine Erlaubnis nach § 45 
SGB VIII. Die Betriebserlaubnis ist beim 

2	 KVJS Jugendhilfe-Service „Voraussetzungen zur 
Erteilung einer Betriebserlaubnis nach § 45 SGB  
VIII – Grundlagenpapier für Tageseinrichtungen 
für Kinder“, Stand Juni 2014

KVJS-Landesjugendamt zu beantragen 
und wird erteilt, wenn die gesetzlichen 
Vorgaben erfüllt sind. Der Träger muss 
hierfür die erforderlichen fachlichen, kon-
zeptionellen, wirtschaftlichen und per-
sonellen Voraussetzungen sicherstellen. 
Gemäß § 85 Abs. 2 Nr. 6 SGB VIII in Verbin-
dung mit § 19 Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz für Baden-Württemberg (LKJHG) 
ist das KVJS-Landesjugendamt als über-
örtlicher Träger sachlich zuständig für die 
Wahrnehmung der Aufgaben zum Schutz 
von Kindern und Jugendlichen in Einrich-
tungen. 

Eine Gruppe wird integrativ im Sinne des 
§ 1 Abs. 4 KiTaG geführt, wenn mindes-
tens ein Kind, das auf Grund seiner Behin-
derung einer zusätzlichen Förderung be-
darf, gemeinsam mit nicht behinderten 
Kindern betreut wird. 

Für einen im Einzelfall erhöhten Betreu-
ungsbedarf sind die erforderlichen perso-
nellen und sachlichen Voraussetzungen 
in Erfahrung zu bringen und zu beachten. 
Dies kann bedeuten, dass für eine integra-
tiv geführte Gruppe die personelle Beset-
zung über dem Mindestpersonalschlüssel 
nach der Kindertagesstättenverordnung 
(KiTaVO) liegt. 

Ob ein besonderer Förderbedarf besteht 
und welcher höhere Bedarf an Personal- 
und Sachaufwand im Einzelfall erforder-
lich ist, ist vor Ort vom Träger und den 
Fachkräften der Einrichtungen in Koope-
ration mit Fachstellen (zum Beispiel Früh-
förderstelle, Psychologische Beratungs-
stelle, Sozialpädiatrisches Zentrum) und 
gegebenenfalls mit dem Gesundheits-
amt zu klären3. Als Orientierung kann die 

3	 Anlage 9.2 Möglicher Verfahrensablauf zur Ein-
leitung von Hilfen für Kinder mit Behinderung 
in Kindertageseinrichtungen
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Gruppenstärke pro Kind mit erhöhtem 
Förderbedarf um ein bis drei Plätze redu-
ziert und eine Besetzung mit mindestens 
zwei Fachkräften während der gesamten 
Öffnungszeit angestrebt werden.

3.2 Jugendhilfeplanung und kom-
munale Bedarfsplanung

Die Gemeinden werden zur Durchführung 
von Aufgaben der Förderung von Kindern 
in Tageseinrichtungen und in Kinderta-
gespflege herangezogen. Sie haben auf 
ein bedarfsgerechtes Angebot hinzuwir-
ken. 

Die kommunale Bedarfsplanung ist eine 
weisungsfreie Pflichtaufgabe im Sinne 
des § 2 Abs.  2 Satz 1 der Baden-Württem-
bergischen Gemeindeordnung (GemO). 
Die Kommunen sind nach § 3 KiTaG ver-
pflichtet, eine Bedarfsplanung durchzu-
führen, um auf die in den §§ 24, 79 und 80 
SGB VIII normierten Ziele der Schaffung 
bedarfsgerechter Betreuungsangebote 
hinzuwirken. Die Gemeinden beteiligen 
rechtzeitig die anerkannten Träger der 
freien Jugendhilfe und die privat-gewerb-
lichen Träger, die die rechtlichen und fach-
lichen Voraussetzungen für den Betrieb 
der Einrichtung erfüllen, an ihrer Bedarfs-
planung. Diese ist dem örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe anzuzeigen, 
bei dem gemäß § 79 SGB VIII die Gesamt-
verantwortung liegt. Dabei soll der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe darauf hin-
wirken, dass die örtliche und überörtliche 
Planung aufeinander abgestimmt werden 
und insgesamt den Bedürfnissen und In-
teressen der jungen Menschen und Fami-
lien Rechnung tragen.   

Gemäß § 2 Abs. 2 KiTaG sollen Kinder, die 
auf Grund ihrer Behinderung einer zusätz-
lichen Betreuung bedürfen, zusammen 
mit Kindern ohne Behinderung in Grup-
pen gemeinsam gefördert werden, sofern 
der Hilfebedarf dies zulässt. 

Dies ist sowohl im Rahmen der Jugend-
hilfeplanung nach § 80 SGB VIII als auch 
im Rahmen der kommunalen Bedarfspla-
nung nach § 3 Abs. 3 KiTaG angemessen 
zu berücksichtigen. Im Zuge der jährli-
chen Bedarfsplanung empfiehlt sich, mit 
allen Trägern in einer Kommune zu klären, 
welche Einrichtungen je Stadt- oder Orts-
teil zur Verfügung stehen und geeignet 
sind, Kinder mit erhöhtem Förderbedarf 
aufzunehmen und welche Rahmenbedin-
gungen gegebenenfalls entwickelt wer-
den müssen.

Im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung 
nach § 79 und § 80 SGB VIII haben die Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe Grund-
sätze und Maßstäbe für die Bewertung 
der Qualität sowie geeignete Maßnah-
men zu ihrer Gewährleistung weiterzuent-
wickeln, anzuwenden und regelmäßig zu 
überprüfen zum Beispiel: über eine ver-
bindliche Abfrage inklusiver Betreuung 
vor Ort im Rahmen der Jugendhilfepla-
nung und in der Beratung zur Umsetzung. 
Dazu zählen auch Qualitätsmerkmale für 
die Sicherung der Rechte von Kindern und 
Jugendlichen in Einrichtungen und ihren 
Schutz vor Gewalt. 

3.3 Schulkindergarten

Schulkindergärten in Baden-Württem-
berg dienen der Schulvorbereitung und 
sind ein subsidiäres Angebot für Kinder 
mit einem umfassenden sonderpädago-
gischen Förderbedarf, der in allgemeinen 
schulischen Einrichtungen auch mit zu-
sätzlicher Unterstützung nicht abgedeckt 
werden kann (§ 20 Schulgesetz). Schul-
kindergärten sind nicht flächendeckend 
vorhanden. Die Kinder werden in den ih-
rer Behinderung entsprechenden Sonder-
schulkindergarten (mit unterschiedlichen 
Förderschwerpunkten, zum Beispiel geis-
tige Behinderung, körperliche Behinde-
rung, Sprachbehinderung) aufgrund eines 
sonderpädagogischen Gutachtens aufge-
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nommen. In der Regel ist eine amtsärztli-
che Untersuchung zum Beispiel durch das 
örtliche Gesundheitsamt zu veranlassen. 
Über die Aufnahme, die auch während 
des Schuljahres erfolgen kann, entschei-
det das staatliche Schulamt. 

Eine Aufnahme in den Schulkindergarten 
ist ab dem vollendeten dritten Lebens-
jahr, im Förderschwerpunkt „körperliche 
Behinderung“ bereits ab dem vollendeten 
zweiten Lebensjahr, möglich. Aktuelle po-
litische Vorgabe ist, dass Schulkindergär-
ten für Kinder mit Behinderungen unter 
drei Jahren nicht weiter ausgebaut wer-
den. Ein Rechtsanspruch auf einen Platz 
in einem Schulkindergarten besteht nicht. 
Der Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz 
kann aber auch im Schulkindergarten ein-
gelöst werden. Eine Aufnahme erfolgt nur 
mit Zustimmung der Eltern.

Da der Schulkindergarten ein Teil des 
Schulsystems ist, findet die Betreuung nur 
während der Schulzeit analog der Rege-
lung an Schulen statt. Eine Ferienbetreu-
ung und ein mögliches ganztägiges Be-
treuungsangebot ist wie in § 22 Abs. 3 
SGB VIII ausgeführt Aufgabe der Kommu-
ne, die entsprechende Angebote gegebe-
nenfalls gesondert regelt. 

3.4 Finanzierung 

3.4.1 Kindertagesbetreuung nach dem 
SGB VIII 

Betriebskosten: 
Die Finanzierung allgemeiner Kinderta-
geseinrichtungen ist in den §§ 29b und 
29c des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) 
und in den §§ 8 und 8a KiTaG geregelt. 
Durch das Gesetz zur Änderung des Kin-
dertagesbetreuungsgesetzes und des Fi-
nanzausgleichsgesetzes vom 25.11.2008 
mit Wirkung zum 01.09.2009  wurde die 
finanzielle Förderung für integrativ ge-
führte Gruppen in allgemeinen Kinderta-

geseinrichtungen in den „Fördertopf“ des 
Landes aufgenommen. Die Landesmittel 
werden gemäß §§ 29b, 29c FAG („das Geld 
folgt den Kindern“) an die Städte und Ge-
meinden verteilt. Die Standortgemeinden 
sind nach § 8 KiTaG für die Förderung von 
Einrichtungen freier Träger und privat-ge-
werblicher Träger zuständig. Die Höhe der 
Förderung bei Aufnahme des Angebots in 
die Bedarfsplanung beträgt mindestens 
63 Prozent der Betriebskosten für Kinder-
gärten und altersgemischte Gruppen (§ 8 
Abs. 2) und mindestens 68 Prozent für 
Krippen (§ 8 Abs. 3). Unter diese Förde-
rung fallen auch weiterhin die Betreuten 
Spielgruppen. Eine darüber hinausgehen-
de Förderung kann in einem Vertrag zwi-
schen Gemeinde und Einrichtungsträger 
geregelt  werden (§ 8 Abs. 5).

Investitionskosten: 
Im Rahmen des Bundes-Förderprogram-
me „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2015 
bis 2018 sind Mittel zur Förderung inves-
tiver Maßnahmen bereitgestellt worden, 
mit denen zusätzliche Betreuungsplät-
ze für Kinder unter drei Jahren geschaffen 
werden. 

Die Fördermittel werden in Baden-Würt-
temberg nach Maßgaben der Verwal-
tungsvorschrift des Ministeriums für Kul-
tus, Jugend und Sport zur Umsetzung der 
Investitionsprogramme des Bundes „Kin-
derbetreuungsfinanzierung“ (VwV Inves-
titionen Kleinkindbetreuung4) vom 6. Mai 
2015, zuletzt geändert am 01.08.2016 ver-
geben. Gefördert werden Neubau-, Um-
bau- und Umwandlungsmaßnahmen 
sowie die dazugehörigen Ausstattungsin-
vestitionen. Zusätzlich können auch Mit-
tel für die Ausstattungsinvestition für eine 
Küche, um eine Mittagsverpflegung anzu-
bieten, beantragt werden.

4	 www.rp.baden-wuerttemberg.de/Themen/
Wirtschaft/Foerderungen/Seiten/FB80/Kinder-
betreuungsfinanzierung.aspx
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3.4.2 Schulkindergärten nach dem 
Schulgesetz Baden Württemberg

Schulkindergärten werden als schulische 
Einrichtungen im Wesentlichen durch 
das Land finanziert (Übernahme Perso-
nalkosten und Pauschalbetrag für Sach-
kosten). Die restlichen Betriebskosten 
werden durch den Träger finanziert. Bei 
öffentlichen Schulkindergärten ist dies in 
der Regel der Stadt- oder Landkreis. Pri-
vate Schulkindergärten erhalten für die 
nicht durch das Land gedeckten Kosten 
eine Vergütung im Rahmen der Einglie-
derungshilfe. Die Fahrtkosten sind analog 
zum schulischen Bereich geregelt.

Die Ziele des Orientierungsplans für Bil-
dung und Erziehung in baden-württem-
bergischen Kindergärten und weiteren 
Kindertageseinrichtungen gilt in Schulkin-
dergärten analog den Bildungsplänen als 
pädagogischer Handlungsrahmen. 

3.5 Leistungen der Eingliederungs-
hilfe5

Das neue Gesetz zur Stärkung der Teil-
habe und Selbstbestimmung von Men-
schen mit Behinderungen (Bundesteil-
habegesetz – BTHG) ist ab 01.01.2017 
stufenweise in Kraft getreten. Erst ab 
01.01.2020 sollen Änderungen der Ein-
gliederungshilfe vom SGB XII in den 2. 
Teil des SBG IX überführt werden.

Besteht für ein Kind mit Behinderung ein 
individueller Förderbedarf über die allge-
meine Förderung in Kindertageseinrich-
tungen hinaus, können die Eltern beim 
örtlichen Sozialamt beziehungsweise Ju-
gendamt einen Antrag auf Eingliede-
rungshilfe nach §§ 53 ff. SGB XII oder  
§ 35a SGB VIII stellen.

5	 KVJS-Forschung „Orientierungshilfe für die 
Sozial- und Jugendhilfe – Inklusion in Kinderta-
geseinrichtungen“, Stand März 2015

3.5.1 Eingliederungshilfe nach §§ 53 ff. 
SGB XII (Sozialhilfe)

Rechtsgrundlage für die Gewährung einer 
Integrationshilfe in einer Kindertagesein-
richtung ist für Kinder mit einer geistigen, 
körperlichen oder mehrfachen Behin-
derung (Sozialhilfe) § 54 Abs. 1 Nr. 1 und 
Nr. 2 Sozialgesetzbuch XII (SGB XII). Die-
ser benennt als Leistungen der Einglie-
derungshilfe unter anderem „Hilfen zu 
einer angemessenen Schulbildung, ins-
besondere im Rahmen der allgemeinen 
Schulpflicht und zum Besuch der weiter-
führenden Schulen einschließlich der Vor-
bereitung hierzu“.

Voraussetzung ist, 

•	 dass das Kind aufgrund der Behinde-
rung im Sinne des § 2 SGB IX in Ver-
bindung mit § 53 SGB XII wesentlich 
in seiner Fähigkeit, an der Gesellschaft 
teilzuhaben, eingeschränkt ist oder von 
einer solchen wesentlichen Behinde-
rung bedroht ist (Feststellung durch 
das Gesundheitsamt – Gutachten Form-
blatt A) und

•	 dass ein behinderungsbedingter zu-
sätzlicher Bedarf besteht (vergleiche 
hierzu Rand-Nr. 53.07 und 53.08 Sozial-
hilferichtlinien, Stand 57. Ergänzungslie-
ferung 2004)

Die jeweilige Feststellung des Förderbe-
darfes erfolgt nach einem Gesamtplan 
nach § 58 SGB XII, der vom Sozialamt er-
stellt wird. Dazu gibt es in der Regel soge-
nannte Runde Tische, in denen die maß-
geblich Beteiligten vertreten sind, wie 
Gesundheitsamt, Frühförderstellen, Eltern 
und Kindertageseinrichtung.

„Maßnahmen der Eingliederungshilfe 
kommen in Betracht, wenn die tatsäch-
lich vorhandenen Ressourcen der Kinder-
tageseinrichtung zur Abdeckung des indi-
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viduellen zusätzlichen Hilfebedarfs nicht 
ausreichen (Nachrang der Sozialhilfe). Ihre 
Grenzen findet die Gewährung von Maß-
nahmen der Eingliederungshilfe, wenn 
der individuelle zusätzliche behinde-
rungsbedingte Hilfebedarf mit den zum 
Zeitpunkt der Entscheidung vorhande-
nen Personal- und Sachmitteln zuzüglich 
den Leistungen der Eingliederungshilfe 
nicht sichergestellt werden kann bezie-
hungsweise wenn die Ziele nicht erreicht 
werden können und/oder die Belange an-
derer der Förderung entgegenstehen“ 
(Rand-Nr. 54. 13/2 Sozialhilferichtlinien, 
Stand 19.10.2016).

Ein behinderungsbedingter zusätzlicher 
Bedarf kann nach den Sozialhilferichtlini-
en (SHR) über stundenweise

•	 pädagogische Anleitung zur Teilnahme 
am Gruppengeschehen durch Personal 
nach § 7 KiTaG, (unterstützende Förde-
rung des Kindes und Integration in die 
Gruppe)6, 

•	 begleitende Hilfe als Hilfestellung bei 
Alltagshandlungen (z. B. An- und Aus-
ziehen, Toilettengang, Nahrungsauf-
nahme) durch geeignete Kräfte

•	 Kombination von pädagogischer und 
begleitender Hilfe abgedeckt werden. 

Für gruppen- oder einrichtungsübergrei-
fende Dienste kommt alternativ die Ge-
währung von Eingliederungshilfe in Form 
einer Gruppenpauschale in Betracht.

Für behinderte Kinder, die noch nicht ein-
geschult sind, sieht der Gesetzgeber dar-
über hinaus die Möglichkeit vor, heilpä-
dagogische Leistungen zu gewähren. 
Voraussetzung ist, dass nach fachlicher Er-
kenntnis zu erwarten ist, dass hierdurch 
eine drohende Behinderung abgewen-

6	 Anlage 9.3 „Rolle und Aufgabe der Inklusions-
assistentin und des Inklusionsassistenten bei 
pädagogischen und begleitenden Hilfen

det oder der fortschreitende Verlauf einer 
Behinderung verlangsamt wird oder die 
Folgen einer Behinderung beseitigt oder 
gemildert werden können. Heilpädagogi-
sche Leistungen der Eingliederungshilfe 
für Kindergartenkinder und die Komplex-
leistung Frühförderung können auch ne-
ben einer Inklusionsassistenz im Rahmen 
der Eingliederungshilfe gewährt werden. 

3.5.2 Eingliederungshilfe nach § 35a 
SGB VIII (Jugendhilfe)

Für Kinder und Jugendliche mit einer see-
lischen Behinderung können Leistungen 
im Rahmen der Jugendhilfe nach § 35a 
Abs. 3 SGB VIII in Verbindung mit § 53 
Abs.  3 und 4 Satz 1 und § 54 Abs. 1 Nr. 1 
und Nr. 2 SGB XII vom örtlichen Jugend-
amt gewährt werden. Die Feststellung 
der seelischen Behinderung erfolgt nach 
§ 35 a Abs. 1a SGB VIII durch einen Fach-
arzt/Psychotherapeuten aus dem Bereich 
der Kinder- und Jugendpsychiatrie. Auf 
der Basis der medizinischen Stellungnah-
me prüft das Jugendamt, ob die Teilha-
be beeinträchtigt ist oder eine zukünftige 
Beeinträchtigung zu erwarten ist. In § 35a 
SGB VIII sind bei der möglichen Erbrin-
gung der Hilfen ausdrücklich auch die Ta-
geseinrichtungen für Kinder genannt.

3.5.3 Organisation und Umsetzung der 
Eingliederungshilfe vor Ort in den Kin-
dertageseinrichtungen 

Die Leistungen der Eingliederungshilfe  
können die Träger von Kindertagesein-
richtungen  mit eigenem Personal erbrin-
gen. Hilfreich ist eventuell einen Pool von 
Fachkräften vorzuhalten, dessen Fachkräf-
te für verschiedene Kindertageseinrich-
tungen eingesetzt werden können. Diese 
Fachkräfte, zum Beispiel frei tätige sozi-
alpädagogische Fachkräfte oder Heilpä-
dagogen, erhalten die Mittel der Einglie-
derungshilfe entweder vom Träger der 
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Kindertageseinrichtung oder direkt vom 
Kostenträger. Möglich ist auch eine Ko-
operation von mehreren Kindertages-
einrichtungen, die gemeinsam eine heil-
pädagogische Fachkraft anstellen und 
finanzieren, die dann in den Kindertages-
einrichtungen zur Unterstützung der dor-
tigen pädagogischen Fachkräfte bei der 
eigenverantwortlichen Förderung von 
Kindern mit Behinderung tätig ist. 

Dies kann gewisse arbeitsrechtliche und 
organisatorische Probleme mit sich brin-
gen. Es stellt zudem eine Herausforderung 
für die Träger dar, auch außerhalb der An-
wesenheit der Fachkraft im Rahmen der 
Eingliederungshilfe (z. B. durch Krankheit, 
Fortbildung oder überschrittenes Stun-
denkontingent) die Betreuung der Kinder 
zu gewährleisten. Der Rechtsanspruch für 
Kinder mit Behinderung beschränkt sich 
nicht nur auf die Anwesenheitszeit der 
Fachkraft im Rahmen der Eingliederungs-
hilfe. Darüber hinaus ist der Träger ver-
pflichtet, jederzeit die Aufsichtspflicht ge-
genüber diesem Kind und der gesamten 
Gruppe sicherzustellen. Empfehlenswert 
ist es daher, eine verbindliche Vereinba-
rung bezüglich der Abwesenheitszeiten 
der Fachkraft im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe und der Anwesenheit des Kin-
des mit Behinderung zu treffen. 

Ein möglicher Verfahrensablauf zur Ein-
leitung und Klärung von Hilfen für Kinder 
mit Behinderung in Kindertageseinrich-
tungen befindet sich in der Anlage 9.2.

3.5.4 Ergänzend zu Leistungen der Ein-
gliederungshilfe 

•	 Medizinische Behandlungspflege 
gemäß § 37 SGB V (Krankenversiche-
rung): 
Bei Grunderkrankungen (wie bei-
spielsweise Diabetes mellitus Typ 1 
oder Mukoviszidose) entfällt ein gro-

ßer Anteil an behinderungsbeding-
tem Mehraufwand auf den Bereich der 
medizinischen Versorgung und damit 
verbundener Hilfsmaßnahmen. Hierbei 
handelt es sich um medizinische Maß-
nahmen beziehungsweise Maßnahmen 
zur Behandlungssicherungspflege ge-
mäß § 37 SGB V, für welche die gesetz-
liche Krankenversicherung zuständig 
ist. Danach können Versicherte häusli-
che Krankenpflege nicht nur in ihrem 
Haushalt, sondern beispielsweise auch 
in Schulen oder Kindertageseinrichtun-
gen erhalten. Voraussetzung ist, dass 
Krankenhausbehandlung geboten, 
aber nicht ausführbar oder durch die 
häusliche Maßnahme vermieden/ver-
kürzt wird oder dass die häusliche Kran-
kenpflege zur Sicherung des Ziels der 
ärztlichen Behandlung erforderlich ist.  
Im Leistungsverzeichnis der Richtlinie 
des gemeinsamen Bundesausschus-
ses über die Verordnung von häuslicher 
Krankenpflege  zum Stand 17. Juli 2014 
sind Blutzuckermessungen, Injektio-
nen sowie die Anleitung zur Blutzucker-
kontrolle explizit als verordnungsfähige 
Leistungen genannt.

•	 Therapien medizinischer Art:  
Bei Behandlungen und Therapien wie 
beispielsweise Krankengymnastik, Lo-
gopädie oder aber Ergotherapie ist 
grundsätzlich davon auszugehen, dass 
mit den Behandlungen medizinische 
Ziele verfolgt werden, auf die der Leis-
tungsberechtigte vorrangige Ansprü-
che nach SGB V hat. Diese Leistungen 
können auch in Kindertageseinrichtun-
gen, im Rahmen der Kindertagespfle-
ge und in Schulkindergärten erbracht 
werden. 

•	 Fahrtkosten: 
Nach den aktuell gültigen Regelungen 
im Rahmen der Eingliederungshilfe ist 
eine Übernahme von Fahrtkosten für 
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den Besuch einer allgemeinen Kita – 
wie bei nichtbehinderten Kindern – in 
der Regel nicht vorgesehen. Im Ein-
zelfall können die Kosten nach Vorla-
ge eines ärztlichen Attests, aus dem die 
Notwendigkeit solch einer Beförderung 
ersichtlich ist, als individuelle Leistung 
im Rahmen der Eingliederungshilfe 
nach § 54 Abs. 1 Nr. 1 SGB XII übernom-
men werden.

3.6 Frühförderung

In Baden-Württemberg sind die Interdiszi-
plinäre und Sonderpädagogische Frühför-
derstellen dem Kultusministerium unter-
stellt und arbeiten mit unterschiedlichen 
Schwerpunkten gemeinsam in der Ver-
sorgung und Förderung von Kindern im 
Kleinkind- und Vorschulalter mit Entwick-
lungsauffälligkeiten und (drohenden) Be-
hinderungen. Den Auftrag für Frühförde-
rung geben immer die Eltern. 

Die Frühförderung richtet sich schwer-
punktmäßig an das Kind in seinem famili-
ären Umfeld und bezieht dabei die Eltern/
Erziehungsberechtigten ein. Die Beratung 
und Begleitung bezieht sich auch auf die 
Interaktion zwischen Eltern und Kind so-
wie die Gestaltung des Alltags mit dem 

Kind und seine Unterstützung in der Ent-
wicklung. 

Frühförderung kann mit Einwilligung der 
Eltern auch in einer Kindertageseinrich-
tung erfolgen und weitere Bezugsperso-
nen des Kindes wie zum Beispiel die Er-
zieherinnen und Erzieher in die Beratung 
und Begleitung mit einbinden. 

Kindertageseinrichtungen können selbst 
keinen Auftrag für Frühförderung für ein 
Kind erteilen. Als vertraute Bezugsperson  
können sie jedoch Eltern zum Beispiel im 
Rahmen eines Entwicklungsgespräches 
auf die Möglichkeit der Frühförderung 
hinweisen. 

Weiterführende Information zur Frühför-
derung:

•	 Rahmenkonzeption Frühförderung Ba-
den-Württemberg, Stand 1998  
www.gesundheitsamt-bw.de/SiteColl-
ectionDocuments/10_Landesarzt/ff-
rahmenkonzeption_1998.pdf

•	 Faltblatt zur Interdisziplinären Frühför-
derung 
www.gesundheitsamt-bw.de/lga/DE/
Fachinformationen/Fachpublikationen/
Seiten/Fruehfoerderung.aspx
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4. Mögliche Kooperationsformen 
In der Praxis haben sich in den vergan-
genen Jahren zahlreiche Kooperations-
formen7 zwischen allgemeinen Kinderta-
geseinrichtungen und Schulkindergärten 
entwickelt. Kooperationen erhöhen die 
Qualität einer individuellen und inklusiven 
Förderung der Kinder in Schulkindergär-
ten wie in allgemeinen Kindertagesein-
richtungen. Hierbei sind die unter Punkt 
3. „Strukturelle Rahmenbedingungen“ ge-
nannten Punkte zu beachten. In einer Ko-
operationsvereinbarung (vgl. Muster: Vo-
raussetzungen für eine (Kooperations-)
Vereinbarung in der Anlage 9.4) wird die 
Zusammenarbeit geregelt. 

Bei Intensivkooperationen (vgl. Punkt 4.2 
und 4.3.) empfiehlt sich ein rechtzeitiges 
Beratungsgespräch, gemeinsam mit der 
Überregionalen Arbeitsstelle Frühförde-
rung und dem KVJS-Landesjugendamt. 

4.1 Kooperation von Schulkinder-
garten und Kindertageseinrichtung 
bei räumlicher Trennung

Schulkindergarten und Kindertagesein-
richtung arbeiten als zwei getrennte Ein-
richtungen an unterschiedlichen Stand-
orten. Diese Kooperationsform stellt eine 
erste Annäherung beider Betreuungskon-
zepte dar und kann ein erster Schritt auf 
dem Weg zur Intensivkooperation sein. 

Die Kooperation kann auf mehreren Ebe-
nen geschehen, zum Beispiel

•	 inhaltliche Zusammenarbeit,  gemein-
same Projekte, Elternabende, Ausflüge

•	 organisatorische Zusammenarbeit, zum 
Beispiel Wechsel des Förderortes je 
nach Entwicklung der Kinder oder der 
Situation

7	 Anlage 9.5 Möglichkeiten der frühkindlichen 
Bildung und Erziehung von Kindern mit Behin-
derungen oder Entwicklungsverzögerungen

•	 konzeptionelle Zusammenarbeit, zum 
Beispiel gemeinsamer Austausch über 
Erfahrung zu Fördermethoden oder Er-
fahrung zur Umsetzung des OP

Für eine Kindertageseinrichtung ist eine 
Betriebserlaubnis nach § 45 SGB VIII 

 erforderlich.

4.2 Intensivkooperationen 

4.2.1 Kooperation von Schulkindergar-
ten und Kindertageseinrichtung unter 
einem Dach, jedoch in separaten Grup-
pen

Schulkindergarten und Kindertagesein-
richtung sind unter einem Dach unterge-
bracht. 
Kooperationspartner können alle Be-
triebsformen von Kindertageseinrichtun-
gen und alle Typen von Schulkindergär-
ten sein. Die Einrichtungen bleiben formal 
als solche erhalten und können unter der-
selben oder getrennter Trägerschaft be-
trieben werden. Aufgrund der räumlichen 
Nähe werden die oben genannten Koope-
rationen intensiviert. Die Einrichtungen 
nutzen alle Möglichkeiten der Koopera-
tion auf der Ebene der Kinder, der Eltern, 
der Fachkräfte und der Träger. 

Zum Gelingen trägt bei, dass 

•	 möglichst alle Ebenen einbezogen wer-
den

•	 die Kooperation kontinuierlich und ins-
titutionalisiert stattfindet

•	 über wesentliche Grundlagen (z. B. 
Aufsicht bei Besuchen in der anderen 
Gruppe, notwendige Maßnahmen (z. B. 
bei Epilepsie etc.) Vereinbarungen ge-
troffen werden.
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Für die Kindertageseinrichtung ist eine 
Betriebserlaubnis nach § 45 SGB VIII erfor-
derlich. 

4.2.2 Intensivkooperation von Schul-
kindergarten und Kindertageseinrich-
tung unter einem Dach, jedoch in einer 
oder mehreren gemeinsamen Gruppen

Die Kinder des Schulkindergartens und 
der Kindertageseinrichtung werden den 
ganzen Tag über dauerhaft in einer Grup-
pe gemeinsam betreut. Die Gruppe setzt 
sich zusammen aus den Kindern der 
Schulkindergartengruppe mit entspre-
chendem Förderschwerpunkt (Genehmi-
gung im Rahmen des Schulgesetzes und 
der Verwaltungsvorschrift Schulkinder-
garten) und einer Kleingruppe einer be-
liebigen Betriebsform einer Kindertages-
einrichtung (Genehmigung über eine 
Betriebserlaubnis nach § 45 SGB VIII). 

Das Personal dieser Gruppe setzt sich zu-
sammen aus 

•	 den Zuweisungen für die jeweilige Art 
des Schulkindergartens und

•	 dem Mindestpersonalschlüssel (Klein-
gruppe) nach KiTaVO für die Kinderta-
geseinrichtungen 

Bei unterschiedlicher Trägerschaft regelt 
ein Kooperationsvertrag (vgl. Anlage 9.4) 
die Zusammenarbeit (z. B. Vereinbarun-
gen zum Betrieb, Finanzierung, Zusam-
menarbeit, Zuständigkeiten, Regelungen 
zu Urlaubs- und Ferienzeiten sowie Öff-
nungszeiten). Bei einer Intensivkoopera-
tion unter gleicher Trägerschaft wird eine 
entsprechende Vereinbarung zum Bei-
spiel in einer Konzeption geregelt.

Zur kindorientierten Umsetzung bedarf 
es einer intensiven Zusammenarbeit zwi-
schen dem Team des Schulkindergartens 

und der Kindertageseinrichtung. Im Fol-
genden werden Gelingensfaktoren aufge-
zählt (nicht abschließend), die für die ge-
meinsame Erarbeitung einer qualitativen 
Bildung eine Grundlage darstellen kön-
nen: 

Orientierungsqualität:
•	 Leitbild – demokratische und inklusi-

ve Grundhaltung, die durch Mitbestim-
mung und Teilhabe geprägt ist

•	 Gesetzliche Einbindung: §§ 22, 24 
SGB VIII und § 2 KiTaG und Schulgesetz

•	 Gemeinsames pädagogisches Konzept 
– Didaktik und Methodik der pädago-
gischen Arbeit, das sowohl die gemein-
same pädagogische Gestaltung der 
Arbeit mit allen Kindern und die beson-
deren Förderbedarfe der einzelnen Kin-
der berücksichtigt. 

•	 Controlling, Individuelle Förderpla-
nung, Hilfeplangestaltung und Hilfe-
plandurchführung 

•	 Partizipation der Eltern (Gegenseitiges 
Verständnis für die unterschiedliche Le-
benssituation und die Bedarfe  der El-
tern und Familien)

•	 Reflektionsfähigkeit der Fachkräfte ih-
rem pädagogischen Handeln gegen-
über Wertschätzung der Kompetenzen 
der unterschiedlichen Fachkräfte 

•	 Teambesprechungen, Supervision, Wei-
terqualifikation 

•	 Vernetzung/Kooperation mit anderen 
Stellen und Einbindung von anderer 
Fachkompetenz im Bedarfsfall

Strukturqualität:
•	 Gruppenorganisation, Alter der Kinder
•	 Gruppengröße im Kontext der Kinder 

mit Behinderung 
•	 Personalschlüssel – Qualifikation des 

Personals
•	 Umgang mit unterschiedlichen Rah-

men- und Arbeitsbedingungen beim 
Personal
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•	 Raumkonzept und Materialangebot
•	 Tagesablaufgestaltung, zum Beispiel 

Einplanung von längeren Essenszeiten, 
An- und Ausziehen, Wickeln, Ritualisie-
rung und Rhythmisierung 

•	 Dienstplangestaltung im Kontext der 
Öffnungs- und Schließzeiten

•	 Vereinbarung beider Träger zur Koope-
ration

•	 Schutzauftrag
•	 Datenschutz
•	 Betreuungsbeitrag
•	 Fahrdienst

Prozessqualität:
•	 Aufnahmeverfahren unter Einbezug der 

Modalitäten für Kinder im Schulkinder-
garten (Es ist ein Feststellungsbescheid 

des Staatlichen Schulamts auf den An-
spruch auf ein sonderpädagogisches 
Bildungsangebot im Schulkindergarten 
notwendig) 

•	 Individuelle Eingewöhnung und Gestal-
tung von Übergängen

•	 Bezugserzieherin
•	 Liebevolle Pflege und ganzheitliche 

Sprachförderung
•	 Bildungsauftrag und individuelle För-

derung
•	 Förderung von Sozialkontakten
•	 Altersgerechte Beteiligung
•	 Übergang in die Schule unter Berück-

sichtigung der geltenden Regelungen 
(Kooperation Kindergarten-Grundschu-
le, Inklusive Bildungsangebote, …) 
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5. Pädagogische Rahmenbedingungen
5.1 Haltung 

„Jedes Kind hat ein Recht auf gleichbe-
rechtige Bildungschancen und sozia-
le Teilhabe. Dies erfordert von allen Be-
teiligten eine Haltung und ein Handeln 
mit dem Ziel der Inklusion. Die pädago-
gische Fachkraft ist herausgefordert, die 
vorgefundene Vielfalt anzuerkennen, sie 
als Bereicherung zu verstehen und sich 
mit Bildungsbarrieren auseinanderzuset-
zen, diese abzubauen und Zugangswege 
zu erweitern“ (Orientierungsplan für Bil-
dung und Erziehung Baden-Württemberg 
S. 48). Die Umsetzung kann nur gelingen, 
wenn die Fachkräfte über Fähigkeiten zur 
Selbstreflektion verfügen. Dies beinhaltet 
sowohl den Bereich der fachlichen Rollen-
definition als auch die Arbeit mit der eige-
nen Entwicklungsgeschichte. 

In der frühkindlichen Bildung geht es dar-
um, jedes Kind mit seinen individuellen 
Stärken und Schwächen zu unterstützen8. 
Durch inklusive Betreuung in Kindertages-
einrichtungen wird dieser Aspekt um Kin-
der mit erhöhtem Förderbedarf erweitert. 
Grundsätzlich geht es aber nach wie vor 
um individuelle Fragestellungen; wie für 
jedes Kind die Teilhabe im Alltagsgesche-
hen umgesetzt werden kann. 

Reflektionsanregungen: 
•	 Welche Bedürfnisse haben alle Kinder 

in unserer Einrichtung? 
•	 In welchen Bereichen ist bereits die 

Teilhabe aller Kinder möglich? 
•	 Passen unsere Methoden zu den Be-

dürfnissen der Kinder? 
•	 Wo bedarf es für einzelne Kinder An-

passungen? 
•	 Welche Ressourcen stehen im Team zur 

Verfügung? 

8	 Vgl. Orientierungsplan 2.1 Haltung und Profes-
sionalität, S. 56 ff.

•	 Wird wertschätzendes Feedback der 
Fachkräfte gelebt?  

5.2 Orientierungsplan für Bildung 
und Erziehung Baden-Württemberg

Die Förderziele aller Bildungs- und Ent-
wicklungsfelder im Orientierungsplan so-
wie die übergreifenden Ziele haben für 
alle Einrichtungen und Träger verbindli-
chen Charakter. Es liegt in der Verantwor-
tung der Träger und Einrichtungen, wie 
diese Ziele im pädagogischen Alltag er-
reicht werden. 

Die Inhalte des Orientierungsplanes bau-
en darauf auf, dass die Entwicklung des 
Kindes ein individueller Prozess ist und je-
des Kind einen Anspruch darauf hat, in 
seiner Individualität und Einzigartigkeit 
wahrgenommen und verstanden zu wer-
den. Als grundlegende Zielbestimmung 
ist die Befähigung der Kinder zur Eigen-
verantwortlichkeit und Gemeinschafts-
fähigkeit in den Orientierungsplan ein-
gegangen. Eigenverantwortung heißt 
Autonomie, Selbstwirksamkeit und Selbst-
bestimmung. Gemeinschaftsfähigkeit be-
inhaltet die Fähigkeit zur Anerkennung 
von Andersartigkeit. Jedes Kind ist Akteur 
und Subjekt, das sich aktiv die Umwelt er-
schließt und die Erziehenden sind Beob-
achter und Arrangeure der räumlichen 
Umgebung sowie Interaktionspartner der 
Kinder. Der Orientierungsplan geht da-
von aus, dass die gemeinsame Erziehung 
sowohl Kindern mit als auch ohne Be-
hinderung wichtige Erfahrungen für ihre 
Entwicklung bietet. Gemeinsame Spiel-
prozesse fördern die Entwicklung der Kin-
der entscheidend und geben ihnen viel-
fältige Lernimpulse. Nicht die Schwächen 
und Defizite der Kinder stehen im Vorder-
grund, sondern die Erkennung und För-
derung ihrer Stärken und Fähigkeiten. Alle 
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Kinder sollen in Kooperation miteinander 
auf ihrem jeweiligen Entwicklungsniveau 
an und mit einem gemeinsamen Gegen-
stand (Thema, Projekt, Vorhaben) spielen, 
lernen und arbeiten. Gelingt die Teilhabe 
am Gruppengeschehen, werden wesent-
liche individuelle Förderziele erreicht, wie 
Anpassung und Ausdauer, Verbesserung 
der Wahrnehmung und Motorik, Fähig-
keiten zur Durchsetzung und Gruppenfä-
higkeit. Der Kern des Orientierungsplanes 
besteht aus der Anregung von pädagogi-
schen Handlungsimpulsen, die aus einer 
Matrix zwischen der Berücksichtigung von 
Entwicklungsbereichen der Kinder einer-
seits und ihren Grundbedürfnissen und 
Motivationen andererseits erwachsen. 

Es geht also darum, den Tagesablauf, das 
Raumangebot, das Spielmaterial und Pro-
jekte so auszustatten und zu gestalten, 
dass jedes Kind entsprechend seines Ent-
wicklungsstandes aktiv werden kann. Die 
Kinder sollen dabei beobachtet, Zugän-
ge und Entwicklungsansätze festgehalten 
werden. 

5.3 Konzeptionelle Grundüberle-
gungen

Eine Konzeption ist die verschriftlichte Ar-
beitsgrundlage des Trägers und der Mit-
arbeiterinnen einer Einrichtung, die in ei-
nem gemeinsamen Prozess entsteht und 
immer weiter entwickelt und überprüft 
werden soll. Die Konzeption ist somit die 
verbindliche Grundlage für das Handeln 
der einzelnen Fachkräfte in der Einrich-
tung. Ziel jeder Konzeption ist es, trans-
parent und überprüfbar festzulegen, wie 
eine bestimmte pädagogische Qualität 
in der Einrichtung erreicht werden soll. 
Durch die gemeinsame Klärung von Auf-
gaben, Zielen, Umsetzungsmaßnahmen 
und Beurteilungskriterien gibt sich das 
Team eine überprüfbare Qualitätsorientie-
rung.

Eine Konzeption ist eine Voraussetzung 
für die Erteilung einer Betriebserlaubnis 
nach § 45 SGB VIII und damit die Grundla-
ge für die Gewährung des Wohls der Kin-
der in der Einrichtung. Grundsätzliche 
Anforderungen an die Erstellung einer pä-
dagogischen Konzeption kann der „Orien-
tierungshilfe zur Erstellung einer pädago-
gischen Konzeption“9, Stand Oktober 2015 
entnommen werden. 

Insbesondere folgende Schwerpunkte 
sind zu berücksichtigen: 

5.3.1 Beobachtung

Inklusive Pädagogik bedarf zur Einschät-
zung kindlichen Verhaltens einer ge-
nauen Beobachtung nach unterschiedli-
chen Methoden und unterschiedlichen 
Zusammenhängen unter Zuhilfenahme 
von Informationen mehrerer Beteiligter. 
Verschiedene Instrumente10 wie beispiels-
weise die „Grenzsteine der Entwicklung“ 
sowie die Beller Entwicklungstabelle kön-
nen den pädagogischen Fachkräften hel-
fen einzuschätzen, wann es sich um ein 
normales Entwicklungstempo, um eine 
Entwicklungsbeschleunigung oder eine 
Entwicklungsverzögerung handelt. 

Die Kenntnis der individuellen Ausgangs-
lage des Kindes, seiner Kompetenzen, 
Stärken und Grenzen sind Ausgangspunkt 

9	 www.kvjs.de/fileadmin/dateien/jugend/
tagesbetreuung_von_kindern/paedagogi-
sche_konzeption/01_10__2015_Arbeitspapier_
Erstellung_einer_P%C3%A4dagogischen_Kon-
zeption_in_Kindertageseinrichtungen_2.pdf

10	 Beller Entwicklungstabelle (www.beller-kkp.de) 
Grenzsteine der Entwicklung,(www.mbjs.
brandenburg.de/media/5lbm1.c.107479.
de) und (www.mbjs.brandenburg.de/media/
lbm1.a.3973.de/Grenzsteine_Fassung2009_Ta-
bellen.pdf ) 
Mayr, T. & Ulich M. (2006: Perik). Positive Ent-
wicklung und Resilienz im Kindergartenalltag 
(www.ifp.bayern.de/veroeffentlichungen/beob-
achtungsboegen/index.php) 
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für die konkreten Angebote und die Ge-
staltung seiner Spiel- und Lernumwelt. 

5.3.2 Raumkonzept

Das Spiel ist die eigentliche Entwicklungs-
leistung des Kindes. Hierbei werden ver-
schiedene Rollen ausprobiert und die Ent-
wicklung der eigenen Identität befördert. 
Grenzen werden ausgelotet und die Viel-
falt und Unterschiedlichkeit der Kinder 
trägt zu einem sozialen und wertschät-
zenden Umgang miteinander bei. Ein gu-
tes Raumkonzept spiegelt die individuel-
len Bedürfnisse aller Kinder einer Gruppe 
wider und wird situationsbezogen reflek-
tiert. Es beinhaltet sowohl alltagsbezoge-
ne Angebote als auch weltumfassende 
Entdeckerecken. 

Zu berücksichtigen sind unter anderem: 

•	 Barrierefreiheit (Mobilität, aber auch Be-
leuchtung, Schallschutz, …)

•	 Raum für Begegnung und Rückzug,  
Interaktion und Abgrenzung

•	 Räume für Kleingruppenarbeit Bewe-
gungsraum

•	 Raum für kreative/musische Möglich-
keiten 

•	 Therapieraum
•	 großzügiger Sanitärbereich für eine 

individuelle Pflege, gegebenenfalls 
besondere Ausstattung wie höhen-
verstellbare Pflegliege, besonderer Toi-
lettensitz und so weiter

•	 entwicklungsentsprechendes Spiel- 
und Ausstattungsmaterial 

•	 gegebenenfalls an die besonderen be-
hinderungsspezifischen Bedarfe einzel-
ner Kinder angepasstes Spiel- und Ar-
beitsmaterial (Griffverdickung für Stifte, 
rutschfeste Unterlage, Markierungen 
auf Spielplätzen, …)

•	 Zugänglichkeit von Materialien

5.3.3 Beteiligungs- und Beschwerde-
verfahren

Im Sinne des Bundeskinderschutzgesetzes 
und zur Umsetzung des pädagogischen 
Konzeptes einer Einrichtung sind ange-
messene Formen der Beteiligung und 
Möglichkeiten zur Beschwerde für alle 
Kinder zu entwickeln. Es geht hierbei auch 
um die Schaffung von Partizipationsmög-
lichkeiten für Kinder mit Behinderung. 
Eine empathische Zugewandheit der 
Fachkräfte ist erforderlich, um die Bedürf-
nisse von Kleinstkindern und Kindern mit 
eingeschränkter Interaktionsmöglichkeit 
wahrzunehmen und aufzugreifen. Das 
Wissen und Anwenden von nonverbalen 
Kommunikationsmöglichkeiten erleichtert 
dabei den Zugang zum Kind. Eine sensible 
Sprache und Kommunikation im Umgang 
mit Kindern sind die Grundvoraussetzun-
gen, um die Befindlichkeiten der Kinder 
aufzugreifen und kind- und situationsbe-
zogen angemessen zu reagieren. Selbst- 
und Teamreflektion in Bezug auf das ei-
gene Sprachverhalten unterstützen die 
Weiterentwicklung dieser sensiblen Kom-
munikation. 

5.4 Fachliche Begleitung

Bei der inklusiven Konzeptionsentwick-
lung hat es sich als sinnvoll erwiesen, die 
Unterstützung einer Fachberatung in 
Anspruch zu nehmen. Die Fachberatung 
bahnt die inklusiven Prozesse an und hilft 
den Fachkräften, eine offene Haltung für 
Inklusion und den Umgang mit Vielfalt 
zu entwickeln. Sie berät und begleitet die 
Kindertageseinrichtung, auf die individu-
ellen Bedürfnisse der Kinder einzugehen, 
die Raumgestaltung so vorzunehmen, 
dass jedes Kind zu allen Spielmöglichkei-
ten Zugang hat und sich individuell wei-
terentwickeln und weiterbilden kann, die 
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pädagogischen Angebote durch „die in-
klusive Brille“ zu beleuchten, die Eltern 
von Kindern mit Behinderungen zu integ-
rieren und Sozialkontakte untereinander 
zu fördern, gegebenenfalls weitere Unter-
stützungsmaßnahmen zu aktivieren und 
bei Kooperationsformen die richtige Kom-
munikation und Vernetzung zu finden.

Die Fachberatung vermittelt zwischen Trä-
ger und Einrichtung und initiiert eine in-
klusive Qualitätsentwicklung in der Ein-
richtung. Indem sie die Interessen aller 
Kinder im Blick hat, ist sie wichtiger Bera-
tungspartner zwischen den verschiede-
nen Instanzen und trägt wesentlich dazu 
bei, dass die Teilhabe aller Kinder in der 
Kindertageseinrichtung gelingen kann. 

Die Regionalen Arbeitsstellen Frühför-
derung11  bei den Staatlichen Schuläm-
tern haben die Aufgabe der fachlichen 
Begleitung der Schulkindergärten. Sie un-
terstützt Schulkindergärten in konzeptio-
nellen Fragen (z. B. Umsetzung des Orien-
tierungsplans, Entwicklungsbeobachtung 
und Entwicklungsdiagnostik, Gestaltung 
von Angeboten, etc.) und auf ihrem Weg 
in die Intensivkooperation. Für organisato-
rische und strukturelle Fragen bei der Ein-
richtung einer Intensivkooperation ist vor 
Ort das zuständige Staatliche Schulamt 
einzubeziehen.12

Für die  Abklärung, ob bei einem Kind ein 
Anspruch auf ein sonderpädagogisches 
Bildungsangebot (Schulkindergarten, 
Schule) besteht,  ist ebenfalls das Staatli-
che Schulamt zuständig.

11	 www.rp.baden-wuerttemberg.de/Themen/Bil-
dung/Eltern/Bildungswege/Vorschule/Seiten/
Mitarbeiter-innen-der-Regionalen-Arbeitsstel-
len-f%c3%bcr-Fr%c3%bchkindliche-Bildung-.
aspx

12	 www.schulaemter-bw.de/,Lde/Startseite/Schul-
amtsstandorte

Mit Hilfe des Index für Inklusion13 kön-
nen die Kindertageseinrichtungen auch 
selbständig Schritt für Schritt ihre Prozes-
se an die Herausforderungen der Inklusi-
on anpassen. Er ist eine Hilfestellung und 
Handreichung zur Unterstützung der in-
klusiven Entwicklungen in Kindertages-
einrichtungen. Die Materialien sind so 
strukturiert, dass auf dem Wissen und den 
Erfahrungen der Fachkräfte aufbauen und 
die inklusive Entwicklung in jeder Einrich-
tung anregen und unterstützen. Der In-
dex ist ein Ansatz, der sich mit Erziehung, 
Bildung und Betreuung nach inklusiven 
Maßstäben beschäftigt. Er stellt Hilfen für 
einen begleitenden Prozess der Selbsteva-
luation und Entwicklung zur Verfügung.

Die Arbeit mit Kindern mit Behinderun-
gen stellt für Fachkräfte eine besondere 
Herausforderung dar. Im Alltag kommen 
Fachkräfte mit all den weiteren Anforde-
rungen häufig an ihre Grenzen. Durch Su-
pervision können diese Erfahrungen auf-
gearbeitet werden und die Fachkräfte 
Unterstützung erfahren, den richtigen Ab-
stand zur Arbeit zu finden. 

Zur Unterstützung des einzelnen Kindes 
und als Kooperationspartner stehen des 
Weiteren die Frühförderstellen in Form 
von 

•	 Sonderpädagogischen Beratungsstel-
len – hier arbeiten vorwiegend Sonder-
pädagogen mit unterschiedlichen fach-
lichen Schwerpunkten

•	 Interdisziplinären Frühförderstellen – 
hier arbeiten pädagogische, psycholo-
gische und medizinisch-therapeutische 
Fachkräfte im Team zusammen

zur Verfügung. 

13	 Index für Inklusion in Kindertageseinrichtun-
gen. Gemeinsam leben, spielen und lernen, 
Herausgeber GEW, Stand September 2015.
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Frühförderung setzt immer den Auftrag 
der Eltern voraus (siehe S. 14). 

5.5 Ziel und Wirksamkeit für die be-
troffenen Kinder und die gesamte 
Gruppe

Inklusive Prozesse haben alle Kinder einer 
Einrichtung beziehungsweise einer Grup-

pe im Blick. Eine pädagogische Herausfor-
derung ist die individuelle ganzheitliche 
Förderung jedes Kindes im Kontext der 
Gruppensituation. Daher müssen päda-
gogische Maßnahmen unter Berücksichti-
gung der gesamten Gruppe geplant wer-
den. Die folgende Darstellung skizziert 
einen möglichen Ablauf: 
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1. /6. 
Situations-

analyse 

2. Zielvor-
stellung 

3. Methoden  4. Umsetzung 

5. Reflektion 

6.5. Ziel und Wirksamkeit für die betroffenen Kinder und die gesamte Gruppe 
 
Inklusive Prozesse haben alle Kinder einer Einrichtung bzw. einer Gruppe im Blick. Eine pä-
dagogische Herausforderung ist die individuelle ganzheitliche Förderung jedes Kindes im 
Kontext der Gruppensituation. Daher müssen pädagogische Maßnahmen unter Berücksich-
tigung der gesamten Gruppe geplant werden. Die folgende Darstellung skizziert einen mögli-
chen Ablauf:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Gruppensituation  
analysieren und  
nach inklusiven  
Gesichtspunkten  
bewerten 

individuelle Kompetenzen 
und Interessen der Kinder 
wahrnehmen und darauf-
hin Förderangebote erstel-
len 

Mit welchen Maß-
nahmen können die 
Ziele erreicht werden? 

Umsetzung  der Maß-
nahmen abgestimmt 
auf die individuellen 
Bedürfnisse der  
Kinder 

Wurden die Ziele mit 
den entsprechenden 
Maßnahmen erreicht? 
Ggf. Konkretisierung 
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6. Zusammenarbeit mit Eltern
Die Erziehung und Bildung von Kindern 
mit erhöhtem Förderbedarf stellt viele Fa-
milien vor eine große Herausforderung. 
Die Fachkräfte in Kindertageseinrichtun-
gen sind daher oftmals die erste Anlauf-
stelle für die Eltern. Die Fachkräfte begeg-
nen den Eltern feinfühlig um mögliche 
Überforderungen wahrzunehmen und im 
Kontext des familiären Systems Unterstüt-
zung für die Eltern anzubieten. 

Forschung und Praxis zeigen eine teil-
weise starke Belastung der Eltern, die für 
ihre Kinder mit Behinderung inklusive Bil-
dung wünschen – und gleichzeitig einen 
hohen Bedarf an Beratung, Information 
und Prozessbegleitung. Eltern wün-
schen sich Transparenz und kontinuierli-
che Ansprechpartner. Ziel in der Zusam-
menarbeit mit Eltern ist es, dass sich die 
frühzeitige Aufnahme in einer Kinderta-
geseinrichtung entwicklungsfördernd auf 
das Kind auswirkt und das gemeinsame 
Aufwachsen des Kindes mit Kindern aus 
der Nachbarschaft zur Normalität wird.

Voraussetzungen für eine gelingende Zu-
sammenarbeit mit Eltern in Kindertages-
einrichtungen: 

•	 besonders einfühlsame Eingewöhnung, 
die auf die individuellen Bedürfnisse 
des Kindes und der Eltern, zur Herstel-
lung einer stabilen Bindung zwischen 
Fachkraft und Kind, eingeht

•	 individuelle Gestaltung der Förderpläne 
und Berücksichtigung behinderungs-

spezifischer Hilfsmittel, unter Einbezug 
der Kompetenzen der Eltern (Eltern als 
Experten ihrer Kinder) sowie – mit Ein-
verständnis der Eltern – bisher beteilig-
te Fachkräfte 

•	 unterstützende Hilfen, zugeschnitten 
auf die individuelle Entwicklungssitua-
tion des Kindes unter Berücksichtigung 
der Ressourcen des familiären Systems

Eltern von Kindern mit Beeinträchtigun-
gen sind auf dem Hintergrund ihrer viel-
fältigen Erfahrungen in besonderer Wei-
se Experten für die Situation ihres Kindes. 
Im Sinne einer Bildungs- und Erziehungs-
partnerschaft ist ein regelmäßiger Aus-
tausch von Fachkräften und Eltern uner-
lässlich. Möglichkeiten für die Beteiligung 
der Eltern sowie zum Austausch der Eltern 
untereinander, zum Beispiel in Elternca-
fés, unterstützen eine offene und inklusive 
Kultur des Miteinanders. 

Insbesondere wenn andere Fachstellen 
zum Beispiel Frühförderstelle Eltern und 
deren Kinder begleiten, ist eine Vernet-
zung unter den betreffenden Kooperati-
onspartnern ein wichtiger Faktor für eine 
gelingende Integration in der Kinderta-
geseinrichtung. Voraussetzung für eine 
kindbezogene Kooperation ist immer die 
Einwilligung der Eltern. Die Mitwirkung 
der Eltern in diesem Netzwerk in Bezug 
auf ihr Kind und eine hohe Transparenz 
über die dabei laufenden Prozesse, Ab-
sprachen und Informationen ist Voraus-
setzung für ein gelingendes Miteinander.
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7. Vernetzung
Um für das jeweilige Kind und seine Eltern 
auf eine geeignete externe Unterstützung 
zurückgreifen zu können, sollten mit den 
wichtigsten Beratungsstellen und Diens-
ten verlässliche Kontakte aufgebaut und 
Formen der Zusammenarbeit entwickelt 
werden. 

Die Zusammenarbeit der beteiligten Netz-
werkpartner ist ein wesentlicher Gelin-
gensfaktor für Qualität von Förder- und 
Integrationsprozessen und trägt zu einer 
gelingenden Inklusion sowie der Vermei-
dung von doppelten Wegen für die Fa-
milien bei. Dies geschieht beispielsweise 

durch individuell abgestimmte heilpäda-
gogische und therapeutische Angebote, 
die auch im Alltag in der Kindertagesein-
richtung erbracht werden. Die pädagogi-
schen Kräfte profitieren zudem durch ei-
nen Austausch verschiedener fachlicher 
Sichtweisen und eine Begleitung von au-
ßen. Für alle Kinder ergibt sich ein Mehr-
wert in Form einer selbstverständlichen 
Teilhabe sowohl im Alltag der Kinderta-
geseinrichtung als auch im sozialen Um-
feld und der Schule. 

Es empfiehlt sich für jedes Kind in der Kin-
dertageseinrichtung eine individuelle 
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8.  Vernetzung 
 
Um für das jeweilige Kind und seine Eltern auf eine geeignete externe Unterstützung zurück-
greifen zu können, sollten mit den wichtigsten Beratungsstellen und Diensten verlässliche 
Kontakte aufgebaut und Formen der Zusammenarbeit entwickelt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
          
Die Zusammenarbeit der beteiligten Netzwerkpartner ist ein wesentlicher Gelingensfaktor für 
Qualität von Förder- und Integrationsprozessen und trägt zu einer gelingenden Inklusion so-
wie der Vermeidung von doppelten Wegen für die Familien bei. Dies geschieht beispielswei-
se durch individuell abgestimmte heilpädagogische und therapeutische Angebote, die auch 
im Alltag in der Kindertageseinrichtung erbracht werden. Die pädagogischen Kräfte profitie-
ren zudem durch einen Austausch verschiedener fachlicher Sichtweisen und eine Begleitung 
von außen. Für alle Kinder ergibt sich ein Mehrwert in Form einer selbstverständlichen Teil-
habe sowohl im Alltag der Kindertageseinrichtung als auch im sozialen Umfeld und der 
Schule.  
Es empfiehlt sich für jedes Kind in der Kindertageseinrichtung eine individuelle Netzwerkkar-
te zu erstellen, die relevante Akteure des Kindes berücksichtigt.  
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Netzwerkkarte zu erstellen, die relevante 
Akteure des Kindes berücksichtigt. 

Für die Zusammenarbeit mit anderen 
Stellen und Diensten ist der Sozialdaten-
schutz (§ 35 SGB I, §§ 67-85a SGB X, §§ 61 
bis 68 SGB VIII) zu beachten. 

Eine vom einzelnen Kind unabhängige Ko-
operation der Einrichtungen wie auch der 
Fachberatungen und Regionalen Arbeits-
stellen Frühförderung (z. B. in Arbeitskrei-
sen, gemeinsamen Fortbildungen, Hospi-
tationen etc.) kann das gegenseitige 

Verständnis für die Rahmenbedingungen 
und die Arbeit der Netzwerkpartner stär-
ken und eine „gemeinsame Sprache“ ent-
wickeln. Damit bilden sie eine tragfähige 
Grundlage für die Zusammenarbeit beim 
einzelnen Kind.14 

In der Zusammenarbeit der Netzwerk-
partner können Abläufe und Modalitä-
ten für die Unterstützung und Begleitung 
von Kindern mit Behinderung (z. B. Bean-
tragung und Installierung von Eingliede-
rungshilfe) geklärt und vereinbart werden. 

14	 „Die Vielfalt leben – Schulkindergarten und 
Kindergarten unter einem Dach, Überregionale 
Arbeitsstelle Frühkindliche Bildung und Früh-
förderung (Hrsg.)
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8. Übergang Kindertageseinrichtung – Schule
Das geänderte Schulgesetz in Baden-
Württemberg zum Schuljahr 2015/2016 er-
möglicht Kindern eine inklusive Beschu-
lung. Eine gesetzliche Regelung für die 
inklusive Frühkindliche Bildung ist in Ba-
den-Württemberg bislang nicht realisiert. 
Für eine durchgängige Bildungsbiogra-
fie vom Vorschulbereich bis zum Ende der 
Schulzeit wäre dies jedoch unbedingt er-
forderlich. Aktuell hat daher die Koope-
ration zwischen Kindertageseinrichtung 
bzw. Schulkindergarten und Schule eine 
hohen Stellenwert um einen gelungenen 
Übergang für Kinder mit erhöhtem För-
derbedarf zu ermöglichen. 

Die rechtzeitige Vorbereitung des Über-
gangs von der Kindertageseinrichtung in 
die Schule ist wichtig, um unnötigen Zeit-
druck zu vermeiden und passende indivi-
duelle Lösungen für jedes Kind zu finden. 
Mit 

•	 der Eingangsschuluntersuchung (ESU), 
die von den Gesundheitsämtern bereits 
im vorletzten Jahr des Kindergartenbe-
suchs durchgeführt wird, 

•	 der vorgesehenen Kooperation zwi-
schen Kindertageseinrichtungen und 
Schule im letzten Jahr des Kita-Besuchs 

•	 sowie weiteren Maßnahmen (z. B.: In-
tensivierung der Sprachförderung im 
Kindergarten und Projekt „Schulreifes 
Kind“) 

sind bereits Instrumente und Verfahren 
etabliert, die den Übergang von Kindern 
mit besonderen Förderbedarfen von der 
Kita in die Schule erleichtern sollen. Wich-
tig sind gute Netzwerke aller Beteiligten 
sowie niedrigschwellige Informations- 
und Beratungsangebote für die Eltern, da-
mit notwendige Maßnahmen rechtzeitig 
eingeleitet und koordiniert werden kön-
nen. 

Wenn Eltern für ihr Kind ein inklusives Bil-
dungsangebot wünschen, ist der mög-
lichst frühe Kontakt (Beginn des letzten 
Kindergartenjahres) zum zuständigen 
Staatlichen Schulamt zur Klärung des An-
spruchs auf ein sonderpädagogisches Bil-
dungsangebot und der in Frage kommen-
den Möglichkeiten notwendig.

Inklusion kann als realistisches Ziel in 
den Blick genommen werden, wenn die 
vorgefundene Vielfalt anerkannt und 
als Bereicherung verstanden wird. 
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9. Anlagen
9.1 Auszüge aus gesetzlichen 
Grundlagen

9.1.1 Bundesweite Rechtsgrundlagen

9.1.1.1 Sozialgesetzbuch Achtes Buch 
(SGB VIII) – Auszüge 

§ 22 Grundsätze der Förderung
Tageseinrichtungen für Kinder und Kin-
dertagespflege sollen die Entwicklung des 
Kindes zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit 
fördern, die Erziehung und Bildung in der 
Familie unterstützen und ergänzen, den 
Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit und 
Kindererziehung besser miteinander ver-
einbaren zu können.

§ 22a Förderauftrag in Kindertagesein-
richtungen
Kinder mit und ohne Behinderung sol-
len, sofern der Hilfebedarf dies zulässt, in 
Gruppen gemeinsam gefördert werden. 
Zu diesem Zweck sollen die Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe mit den Trägern 
der Sozialhilfe bei der Planung, konzepti-
onellen Ausgestaltung und Finanzierung 
des Angebots zusammenarbeiten.

§ 24 Rechtsanspruch auf Förderung in 
Tageseinrichtungen und in Kinderta-
gespflege
Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, ist in einer Einrich-
tung oder in Kindertagespflege zu för-
dern, wenn […] bestimmte Vorausset-
zungen vorliegen (objektiv-rechtliche 
Verpflichtung). 
Ein Kind, das das erste Lebensjahr vollen-
det hat, hat bis zur Vollendung des dritten 
Lebensjahres Anspruch auf frühkindliche 
Förderung in einer Tageseinrichtung oder 
in Kindertagespflege (subjektiv-rechtli-
che Verpflichtung). Der Umfang der täg-

lichen Förderung richtet sich nach dem in-
dividuellen Bedarf.

Ein Kind, das das dritte Lebensjahr voll-
endet hat, hat bis zum Schuleintritt An-
spruch auf Förderung in einer Tages-
einrichtung. Die Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe haben darauf hinzuwirken, 
dass für diese Altersgruppe ein bedarfsge-
rechtes Angebot an Ganztagsplätzen zur 
Verfügung steht. Das Kind kann bei be-
sonderem Bedarf oder ergänzend auch in 
Kindertagespflege gefördert werden.
Für Kinder im schulpflichtigen Alter ist ein 
bedarfsgerechtes Angebot in Tagesein-
richtungen vorzuhalten. […]

§ 35a Eingliederungshilfe für seelisch 
behinderte Kinder und Jugendliche
Kinder oder Jugendliche haben Anspruch 
auf Eingliederungshilfe, wenn
1. ihre seelische Gesundheit mit hoher 
Wahrscheinlichkeit länger als sechs Mona-
te von dem für ihr Lebensalter typischen 
Zustand abweicht, und
2. daher ihre Teilhabe am Leben in der 
Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine 
solche Beeinträchtigung zu erwarten ist.
Von einer seelischen Behinderung be-
droht im Sinne dieses Buches sind Kinder 
oder Jugendliche, bei denen eine Beein-
trächtigung ihrer Teilhabe am Leben in 
der Gesellschaft nach fachlicher Erkennt-
nis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu er-
warten ist. 

§ 45 Erlaubnis für den Betrieb einer 
Einrichtung
(1) Der Träger einer Einrichtung, in der 
Kinder oder Jugendliche ganztägig oder 
für einen Teil des Tages betreut werden 
oder Unterkunft erhalten, bedarf für den 
Betrieb der Einrichtung der Erlaubnis. […] 
(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das 
Wohl der Kinder und Jugendlichen in der 
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Einrichtung gewährleistet ist. Dies ist in 
der Regel anzunehmen, wenn 
1. die dem Zweck und der Konzeption der 
Einrichtung entsprechenden räumlichen, 
fachlichen, wirtschaftlichen und personel-
len Voraussetzungen für den Betrieb er-
füllt sind,
2. die gesellschaftliche und sprachliche In-
tegration und ein gesundheitsförderliches 
Lebensumfeld in der Einrichtung unter-
stützt werden sowie die gesundheitliche 
Vorsorge und die medizinische Betreuung 
der Kinder und Jugendlichen nicht er-
schwert werden sowie
3. zur Sicherung der Rechte von Kindern 
und Jugendlichen in der Einrichtung ge-
eignete Verfahren der Beteiligung sowie 
der Möglichkeit der Beschwerde in per-
sönlichen Angelegenheiten Anwendung 
finden.
(3) Zur Prüfung der Voraussetzungen hat 
der Träger der Einrichtung mit dem An-
trag 
1. die Konzeption der Einrichtung vorzule-
gen, die auch Auskunft über Maßnahmen 
zur Qualitätsentwicklung und Qualitäts- 
sicherung gibt, sowie
2. im Hinblick auf die Eignung des Perso-
nals nachzuweisen, dass die Vorlage und 
Prüfung von aufgabenspezifischen Aus-
bildungsnachweisen sowie von Führungs-
zeugnissen nach § 30 Absatz 5 und § 30a 
Absatz 1 des Bundeszentralregistergeset-
zes sichergestellt sind; Führungszeugnis-
se sind von dem Träger der Einrichtung in 
regelmäßigen Abständen erneut anzufor-
dern und zu prüfen.

§ 47 Meldepflichten
Der Träger einer erlaubnispflichtigen Ein-
richtung hat der zuständigen Behörde un-
verzüglich 1. die Betriebsaufnahme unter 
Angabe von Name und Anschrift des Trä-
gers, Art und Standort der Einrichtung, 
der Zahl der verfügbaren Plätze sowie der 
Namen und der beruflichen Ausbildung 
des Leiters und der Betreuungskräfte,

2. Ereignisse oder Entwicklungen, die ge-
eignet sind, das Wohl der Kinder und Ju-
gendlichen zu beeinträchtigen, sowie
3. die bevorstehende Schließung der Ein-
richtung anzuzeigen. Änderungen der in 
Nummer 1 bezeichneten Angaben sowie 
der Konzeption sind der zuständigen Be-
hörde unverzüglich, die Zahl der belegten 
Plätze ist jährlich einmal zu melden.

§ 79 Gesamtverantwortung, Grundaus-
stattung
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe haben für die Erfüllung der Aufgaben 
nach diesem Buch die Gesamtverantwor-
tung einschließlich der Planungsverant-
wortung.
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe sollen gewährleisten, dass zur Erfüllung 
der Aufgaben nach diesem Buch
1. die erforderlichen und geeigneten Ein-
richtungen, Dienste und Veranstaltungen 
den verschiedenen Grundrichtungen der 
Erziehung entsprechend rechtzeitig und 
ausreichend zur Verfügung stehen; hier-
zu zählen insbesondere auch Pfleger, Vor-
münder und Pflegepersonen; 
2. eine kontinuierliche Qualitätsentwick-
lung nach Maßgabe von § 79a erfolgt. 
Von den für die Jugendhilfe bereitgestell-
ten Mitteln haben sie einen angemesse-
nen Anteil für die Jugendarbeit zu ver-
wenden.
(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe haben für eine ausreichende Ausstat-
tung der Jugendämter und der Landesju-
gendämter zu sorgen; hierzu gehört auch 
eine dem Bedarf entsprechende Zahl von 
Fachkräften.

§ 79a Qualitätsentwicklung in der Kin-
der- und Jugendhilfe
Im Rahmen der Gesamtverantwortung 
[…] haben die Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe Grundsätze und Maßstäbe für 
die Bewertung der Qualität sowie geeig-
nete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung 
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[…] weiterzuentwickeln, anzuwenden und 
regelmäßig zu überprüfen. Dazu zählen 
auch Qualitätsmerkmale für die Sicherung 
der Rechte von Kindern und Jugendlichen 
in Einrichtungen und ihren Schutz vor Ge-
walt. 

§ 80 Jugendhilfeplanung
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
haben im Rahmen ihrer Planungsverant-
wortung 1. den Bestand an Einrichtungen 
und Diensten festzustellen,
2. den Bedarf unter Berücksichtigung der 
Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der 
jungen Menschen und der Personensor-
geberechtigten für einen mittelfristigen 
Zeitraum zu ermitteln und
3. die zur Befriedigung des Bedarfs not-
wendigen Vorhaben rechtzeitig und aus-
reichend zu planen; dabei ist Vorsorge zu 
treffen, dass auch ein unvorhergesehener 
Bedarf befriedigt werden kann.
(2) Einrichtungen und Dienste sollen so 
geplant werden, dass insbesondere 
1. Kontakte in der Familie und im sozia-
len Umfeld erhalten und gepflegt werden 
können,
2. ein möglichst wirksames, vielfältiges 
und aufeinander abgestimmtes Angebot 
von Jugendhilfeleistungen gewährleis-
tet ist,
3. junge Menschen und Familien in ge-
fährdeten Lebens- und Wohnbereichen 
besonders gefördert werden,
4. Mütter und Väter Aufgaben in der Fami-
lie und Erwerbstätigkeit besser miteinan-
der vereinbaren können.
(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
haben die anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe in allen Phasen ihrer Planung 
frühzeitig zu beteiligen. Zu diesem Zwe-
cke sind sie vom Jugendhilfeausschuss, 
soweit sie überörtlich tätig sind, im Rah-
men der Jugendhilfeplanung des über-
örtlichen Trägers vom Landesjugendhilfe-
ausschuss zu hören. Das Nähere regelt das 
Landesrecht.

(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen darauf hinwirken, dass die Jugend-
hilfeplanung und andere örtliche und 
überörtliche Planungen aufeinander ab-
gestimmt werden und die Planungen ins-
gesamt den Bedürfnissen und Interessen 
der jungen Menschen und ihrer Familien 
Rechnung tragen.

§ 85 Sachliche Zuständigkeit
(1) Für die Gewährung von Leistungen 
und die Erfüllung anderer Aufgaben nach 
diesem Buch ist der örtliche Träger sach-
lich zuständig, soweit nicht der überörtli-
che Träger sachlich zuständig ist 
(2) Der überörtliche Träger ist sachlich zu-
ständig für 
1. die Beratung der örtlichen Träger und 
die Entwicklung von Empfehlungen zur 
Erfüllung der Aufgaben nach diesem 
Buch,
2. die Förderung der Zusammenarbeit 
zwischen den örtlichen Trägern und den 
anerkannten Trägern der freien Jugend-
hilfe, insbesondere bei der Planung und 
Sicherstellung eines bedarfsgerechten 
Angebots an Hilfen zur Erziehung, Einglie-
derungshilfen für seelisch behinderte Kin-
der und Jugendliche und Hilfen für junge 
Volljährige,
3. die Anregung und Förderung von Ein-
richtungen, Diensten und Veranstal-
tungen sowie deren Schaffung und Be-
trieb, soweit sie den örtlichen Bedarf 
übersteigen; dazu gehören insbesonde-
re Einrichtungen, die eine Schul- oder 
Berufsausbildung anbieten, sowie Ju-
gendbildungsstätten,
4. die Planung, Anregung, Förderung und 
Durchführung von Modellvorhaben zur 
Weiterentwicklung der Jugendhilfe,
5. die Beratung der örtlichen Träger bei 
der Gewährung von Hilfe nach den §§ 32 
bis 35a, insbesondere bei der Auswahl ei-
ner Einrichtung oder der Vermittlung ei-
ner Pflegeperson in schwierigen Einzel-
fällen,
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6. die Wahrnehmung der Aufgaben zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen in 
Einrichtungen (§§ 45 bis 48a),
7. die Beratung der Träger von Einrichtun-
gen während der Planung und Betriebs-
führung,
8. die Fortbildung von Mitarbeitern in der 
Jugendhilfe,
9. die Gewährung von Leistungen an 
Deutsche im Ausland (§ 6 Absatz 3), so-
weit es sich nicht um die Fortsetzung ei-
ner bereits im Inland gewährten Leistung 
handelt,
10. die Erteilung der Erlaubnis zur Über-
nahme von Pflegschaften oder Vormund-
schaften durch einen rechtsfähigen Ver-
ein (§ 54).
(3) Für den örtlichen Bereich können die 
Aufgaben nach Absatz 2 Nummer 3, 4, 7 
und 8 auch vom örtlichen Träger wahrge-
nommen werden.
(4) Unberührt bleiben die am Tage des In-
krafttretens dieses Gesetzes geltenden 
landesrechtlichen Regelungen, die die in 
den §§ 45 bis 48a bestimmten Aufgaben 
einschließlich der damit verbundenen 
Aufgaben nach Absatz 2 Nummer 2 bis 5 
und 7 mittleren Landesbehörden oder, so-
weit sie sich auf Kindergärten und andere 
Tageseinrichtungen für Kinder beziehen, 
unteren Landesbehörden zuweisen.
(5) Ist das Land überörtlicher Träger, so 
können durch Landesrecht bis zum 30. 
Juni 1993 einzelne seiner Aufgaben auf 
andere Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, die nicht Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe sind, übertragen werden.

9.1.1.2 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch 
(SGB IX) – Auszüge

§ 2 Begriffsbestimmung Behinderung
Menschen sind behindert, wenn ihre kör-
perliche Funktion, geistige Fähigkeit oder 
seelische Gesundheit mit hoher Wahr-
scheinlichkeit länger als sechs Monate von 
dem für das Lebensalter typischen Zu-

stand abweichen und daher ihre Teilhabe 
am Leben in der Gesellschaft beeinträch-
tigt ist. Sie sind von Behinderung bedroht, 
wenn die Beeinträchtigung zu erwarten 
ist.

§ 4 Leistungen zur Teilhabe
Leistungen für behinderte oder von Be-
hinderung bedrohte Kinder werden so ge-
plant und gestaltet, dass nach Möglichkeit 
Kinder nicht von ihrem sozialen Umfeld 
getrennt und gemeinsam mit nicht behin-
derten Kindern betreut werden können. 
Dabei werden behinderte Kinder alters- 
und entwicklungsentsprechend an der 
Planung und Ausgestaltung der einzel-
nen Hilfen beteiligt und ihre Sorgeberech-
tigten intensiv in Planung und Gestaltung 
der Hilfen einbezogen.

§ 30 Früherkennung und Frühförde-
rung
Die medizinischen Leistungen zur Früh-
erkennung und Frühförderung behinder-
ter und von Behinderung bedrohter Kin-
der umfassen medizinische Leistungen 
und nichtärztliche sozialpädiatrische, psy-
chologische, heilpädagogische, psycho-
soziale Leistungen und die Beratung der 
Erziehungsberechtigten, auch in fach-
übergreifend arbeitenden Diensten und 
Einrichtungen, wenn sie unter ärztlicher 
Verantwortung erbracht werden und er-
forderlich sind, um eine drohende oder 
bereits eingetretene Behinderung zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu erkennen 
und einen individuellen Behandlungs-
plan aufzustellen. Diese Leistungen wer-
den als Komplexleistung in Verbindung 
mit heilpädagogischen Leistungen (§ 56) 
erbracht.

Leistungen zur Früherkennung und Früh-
förderung behinderter und von Behin-
derung bedrohter Kinder umfassen des 
Weiteren nichtärztliche therapeutische, 
psychologische, heilpädagogische, son-
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derpädagogische, psychosoziale Leistun-
gen und die Beratung der Erziehungs-
berechtigten durch interdisziplinäre 
Frühförderstellen, wenn sie erforderlich 
sind, um eine drohende oder bereits ein-
getretene Behinderung zum frühestmög-
lichen Zeitpunkt zu erkennen oder die 
Behinderung durch gezielte Förder- und 
Behandlungsmaßnahmen auszugleichen 
oder zu mildern.

§ 55 Leistungen zur Teilhabe am Leben 
in der Gemeinschaft
Als Leistungen zur Teilhabe am Leben in 
der Gemeinschaft werden die Leistungen 
erbracht, die den behinderten Menschen 
die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
ermöglichen oder sichern oder sie so weit 
wie möglich unabhängig von Pflege ma-
chen und nach den Kapiteln 4 bis 6 SGB IX 
nicht erbracht werden.

Zu diesen Leistungen gehören unter an-
derem heilpädagogische Leistungen für 
Kinder, die noch nicht eingeschult sind 
und die Versorgung mit anderen als den 
in § 31 genannten Hilfsmitteln oder den in 
§ 33 genannten Hilfen. 

§ 56 Heilpädagogische Leistungen
Heilpädagogische Leistungen nach § 55 
Abs. 2 Nr. 2 werden erbracht, wenn nach 
fachlicher Erkenntnis zu erwarten ist, dass 
hierdurch eine drohende Behinderung 
abgewendet oder der fortschreitende Ver-
lauf einer Behinderung verlangsamt oder 
die Folgen einer Behinderung beseitigt 
oder gemildert werden können. Sie wer-
den immer an schwerstbehinderte und 
schwerstmehrfachbehinderte Kinder, die 
noch nicht eingeschult sind, erbracht. 

In Verbindung mit Leistungen zur Früh-
erkennung und Frühförderung (§ 30) und 
schulvorbereitenden Maßnahmen der 
Schulträger werden heilpädagogische 
Leistungen als Komplexleistung erbracht.

9.1.1.3 Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch 
(SGB XII) – Auszüge

§ 2 Nachrang der Sozialhilfe
Sozialhilfe erhält nicht, wer sich vor al-
lem durch Einsatz seiner Arbeitskraft, sei-
nes Einkommens und seines Vermögens 
selbst helfen kann oder wer die erforder-
liche Leistung von anderen, insbeson-
dere von Angehörigen oder von Trägern 
anderer Sozialleistungen, erhält. Verpflich-
tungen anderer, insbesondere Unter-
haltspflichtiger oder der Träger anderer 
Sozialleistungen, bleiben unberührt. Auf 
Rechtsvorschriften beruhende Leistun-
gen anderer dürfen nicht deshalb versagt 
werden, weil nach dem Recht der Sozial-
hilfe entsprechende Leistungen vorgese-
hen sind.

§ 53 Leistungsberechtigte und Aufgabe
Personen, die durch eine Behinderung 
im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 des Neun-
ten Buches wesentlich in ihrer Fähigkeit, 
an der Gesellschaft teilzuhaben, einge-
schränkt oder von einer solchen wesent-
lichen Behinderung bedroht sind, erhal-
ten Leistungen der Eingliederungshilfe, 
wenn und solange nach der Besonderheit 
des Einzelfalles, insbesondere nach Art 
oder Schwere der Behinderung, Aussicht 
besteht, dass die Aufgabe der Eingliede-
rungshilfe erfüllt werden kann. Personen 
mit einer anderen körperlichen, geistigen 
oder seelischen Behinderung können Leis-
tungen der Eingliederungshilfe erhalten.

Von einer Behinderung bedroht sind Per-
sonen, bei denen der Eintritt der Behinde-
rung nach fachlicher Erkenntnis mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. 

Besondere Aufgabe der Eingliederungs-
hilfe ist es, eine drohende Behinderung 
zu verhüten oder eine Behinderung oder 
deren Folgen zu beseitigen oder zu mil-
dern und die behinderten Menschen in 
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die Gesellschaft einzugliedern. Hierzu ge-
hört insbesondere, den behinderten Men-
schen die Teilnahme am Leben in der 
Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu er-
leichtern, ihnen die Ausübung eines an-
gemessenen Berufs oder einer sonstigen 
angemessenen Tätigkeit zu ermöglichen 
oder sie so weit wie möglich unabhängig 
von Pflege zu machen.

§ 54 Leistungen der Eingliederungshilfe
Leistungen der Eingliederungshilfe sind 
neben den Leistungen nach den §§ 26, 
33, 41 und 55 des Neunten Buches unter 
anderem Hilfen zu einer angemessenen 
Schulbildung, insbesondere im Rahmen 
der allgemeinen Schulpflicht und zum Be-
such weiterführender Schulen einschließ-
lich der Vorbereitung hierzu; die Bestim-
mungen über die Ermöglichung der 
Schulbildung im Rahmen der allgemeinen 
Schulpflicht bleiben unberührt.

9.1.2 Rechtsgrundlagen Baden-Würt-
temberg

9.1.2.1 Kindertagesbetreuungsgesetz 
Baden-Württemberg (KiTaG) – Auszüge

§ 2 Aufgaben und Ziele
Kinder, die auf Grund ihrer Behinderung 
einer zusätzlichen Betreuung bedürfen, 
sollen zusammen mit Kindern ohne Be-
hinderung in Gruppen gemeinsam geför-
dert werden, sofern der Hilfebedarf dies 
zulässt. Dies ist auch im Rahmen der kom-
munalen Bedarfsplanung nach § 3 Abs. 3 

angemessen zu berücksichtigen. § 35a 
SGB VIII und §§ 53, 54 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB XII) bleiben 
unberührt.

§ 2a Förderauftrag und Qualität, 
Rechtsverordnungen
Eine Förderung der Kinder in Tagesein-
richtungen unter Berücksichtigung der 
Zielsetzungen des nach § 9 Abs. 2 erstell-
ten Orientierungsplans für Bildung und 
Erziehung dient dem Förderauftrag nach 
§ 22 SGB VIII.

§ 3 Aufgaben der Gemeinden und Be-
teiligung der Träger der freien Jugend-
hilfe
Die Gemeinden werden zur Durchführung 
von Aufgaben der Förderung von Kindern 
in Tageseinrichtungen und in Kinderta-
gespflege herangezogen. Sie haben auf 
ein bedarfsgerechtes Angebot hinzuwir-
ken. Die Gemeinden beteiligen rechtzeitig 
die anerkannten Träger der freien Jugend-
hilfe und die privat-gewerblichen Träger, 
die die rechtlichen und fachlichen Voraus-
setzungen für den Betrieb der Einrichtung 
erfüllen, an ihrer Bedarfsplanung. Diese ist 
dem örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe anzuzeigen.

§ 4 Ärztliche Untersuchung
Jedes Kind ist vor der Aufnahme in eine 
Einrichtung oder in Kindertagespflege 
ärztlich zu untersuchen.

9.1.2.2 Kindertagesstättenverordnung 
(KitaVO) 

Beim Betrieb eines an fünf Tagen in der 
Woche geöffneten Kindergartens oder ei-
ner Tageseinrichtung mit altersgemisch-
ten Gruppen nach § 1 Abs. 2 bis 4 KiTaG 
gelten bei einer Schließzeit von 26 Tagen 
folgende Mindestpersonalschlüssel ein-
schließlich Verfügungs- und Ausfallzeiten 
für Fachkräfte nach § 7 KiTaG: […]

Weiterführende gesetzliche Ausfüh-
rungen: 

•	 Verordnung nach § 60 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch (Einglie-
derungshilfeverordnung)

•	 Sozialhilferichtlinien Baden-Würt-
temberg Rd. Nr. 54.13/2
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Ein eventueller zusätzlicher im Einzelfall 
zu ermittelnder Betreuungsbedarf von 
Kindern mit Behinderung, die in integrativ 
geführten Gruppen gemäß § 1 Abs. 4 und 
§ 2 Abs. 2 KiTaG betreut werden, ist vom 
Mindestpersonalschlüssel nach Absatz 1 
Satz 1 nicht abgedeckt.

9.1.2.3 Kinder- und Jugendhilfegesetz 
für Baden-Württemberg (LKJHG)

§ 3 Überörtliche Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe
(1) Überörtlicher Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe ist der Kommunalverband für 
Jugend und Soziales.
(2) Der Kommunalverband für Jugend 
und Soziales regelt durch Satzung insbe-
sondere
1. den Umfang des Beschlussrechts des 
Landesjugendhilfeausschusses,
2. die Anhörung des Landesjugendhilfe-
ausschusses vor der Beschlussfassung der 
Verbandsversammlung in Fragen der Ju-
gendhilfe,
3. die Beteiligung freier Träger an Arbeits-
gruppen zur Jugendhilfeplanung.

§ 19 Heimaufsicht
(1) Die Aufgaben nach §§ 45 bis 48 
SGB VIII werden vom Landesjugendamt 
als Pflichtaufgabe nach Weisung wahrge-
nommen.
(2) Das Weisungsrecht ist unbeschränkt.

§ 21 Betreuungskräfte
(1) Geeignet zur Betreuung Minderjähri-
ger in erlaubnispflichtigen Einrichtungen 
(§ 45 SGB VIII) sind pädagogische und the-
rapeutische Fachkräfte, die über eine ein-
schlägige staatlich anerkannte oder eine 
gleichwertige Fachausbildung verfügen, 
sofern nicht in ihrer Person liegende Grün-
de sie ungeeignet erscheinen lassen. An-
dere Personen kann das Landesjugend-
amt im Einzelfall auf Antrag des Trägers 
der Einrichtung zulassen, wenn sie nach 

Vorbildung und Erfahrung geeignet er-
scheinen; die Zulassung kann mit Aufla-
gen verbunden werden.
(2) Betreuungskräfte der Jugendhilfe sol-
len mit geschlechtsdifferenzierenden In-
halten, Methoden und Arbeitsformen ver-
traut sein. Entsprechende Fortbildung 
und Praxisberatung sollen angeboten 
werden.

9.1.2.4 Schulgesetz – Auszüge

§ 15 Sonderpädagogische Beratungs-, 
Unterstützungs- und Bildungsangebo-
te in allgemeinen Schulen und sonder-
pädagogischen Bildungs- und Bera-
tungszentren
(1) Die Erziehung, Bildung und Ausbil-
dung von Schülern mit einem Anspruch 
auf ein sonderpädagogisches Beratungs-, 
Unterstützungs- und Bildungsangebot ist 
Aufgabe aller Schulen. Diese Schüler wer-
den zu den Bildungszielen der allgemei-
nen Schulen geführt, soweit der beson-
dere Anspruch der Schüler nicht eigene 
Bildungsziele erfordert. Sonderpädago-
gische Beratung, Unterstützung und Bil-
dung zielt auch auf die bestmögliche 
berufliche Integration. Schwerpunkte son-
derpädagogischer Beratung, Unterstüt-
zung und Bildung (Förderschwerpunkte) 
sind insbesondere Lernen, Sprache, emo-
tionale und soziale Entwicklung, Sehen, 
Hören, geistige Entwicklung, körperliche 
und motorische Entwicklung, Schüler in 
längerer Krankenhausbehandlung.
(2) Die sonderpädagogische Beratung, 
Unterstützung und Bildung findet in 
den allgemeinen Schulen statt, soweit 
Schüler mit Anspruch auf ein sonder-
pädagogisches Bildungsangebot kein 
sonderpädagogisches Bildungs- und Bera-
tungszentrum besuchen. Die sonderpäd-
agogischen Bildungs- und Beratungszent-
ren unterstützen die allgemeinen Schulen 
bedarfsgerecht bei der sonderpädagogi-
schen Beratung, Unterstützung und Bil-
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dung. Sie werden in der Regel in Typen 
geführt, die den Förderschwerpunkten 
nach Absatz 1 entsprechen.

§ 20 Schulkindergarten
Für Kinder, die unter § 82 Absatz 1 Satz 1 
fallen und vom Schulbesuch zurückge-
stellt werden oder vor Beginn der Schul-
pflicht förderungsbedürftig erscheinen, 
sollen Schulkindergärten eingerichtet 
werden.

Weiterführende gesetzliche Ausfüh-
rungen: 

Öffentliche Schulkindergärten; Ver-
waltungsvorschrift des Ministeriums 
für Kultus, Jugend und Sport vom 
24.07.1984; geändert am 16.08.1991
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Prozess:             Hinweise:  
 
 
             Kommunale Bedarfsplanung  
             (Kontakte zur Kommune, Kapazität)  
 
 
 
             Beteiligte: Fachkräfte, Träger der Kinder- 
             Tageseinrichtung, Eltern,  
             geeignete Fachstellen, etc. 
 
 
 
             

Orientiert sich an § 2 SGB IX 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                Ausreichend?  

Eltern wünschen die Aufnahme eines Kindes mit erhöhtem 
Förderbedarf in eine Kindertageseinrichtung 

Erste Klärung: individuelle Situation des Kindes,  
der Familie, ggfls. weiteres Umfeld 

Einschätzung des Förderbedarfs 

Überprüfung der Rahmenbedingungen der Kindertagesein-
richtung (z.B. Personal, Räume, Konzeption)  

Bereitstellung von evtl. einzelfallindizierten zusätzlichen 
Sach- und/oder Personalmittel in der Kindertageseinrichtung  

Aufnahme 

R
egelm

äßige Ü
berprüfung  

Ja  

Nein 
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             Antrag auf Eingliederungshilfe 
- bei seelischer Behinderung (§ 35 SGB VIII)     
  Jugendamt 

             - bei körperlicher oder geistiger Behinderung  
               (§ 53 SGB XII) Sozialamt 
              
             Beteiligte:  
             Fachkräfte, Träger der Kindertageseinrichtung 
             Eltern, geeignete Fachstellen, Sozial- oder  
             Jugendhilfeträger. Frühförderstelle, SPZ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
             Durch eigenes Personal und/oder Honorarkräfte 
             oder Fachkräfte eines Integrationsfachdiensts 
 
 
 
 

Einschätzung eines zusätzlichen individuellen Förderbedarfs 
gemäß § 53 SGB XII oder § 35 SGB VIII  

Antrag durch  
Personensorgebe-
rechtigten 

Runder Tisch zur Feststellung der Erforderlichkeit und des 
Umfangs des zusätzlichen Förderbedarfs  

Gesamtplan § 58 SGB XII 
(Federführung Sozialamt)   

Hilfeplan § 36 SGB VIII  
(Federführung Jugendamt)   

Einschätzung der erforderlichen Hilfe in der Kindertagesein-
richtung z.B. begleitende und/oder pädagogische Hilfe  

Positive Entscheidung des Sozial- oder Jugendhilfeträgers  

Erbringung der bewilligten Leistungen durch die  
Kindertageseinrichtung   

Bedarfsgerechte Fortschreibung des Gesamtplans  
bzw. Hilfeplans   

Bescheid an die 
Personensorge-
berechtigten 

Vertrag mit der  
Kinder-
tageseinrichtung 
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9.3 „Rolle und Aufgabe der Inklu- 
sionsassistentin und des Inklusions-
assistenten bei pädagogischen und 
begleitenden Hilfen“ 

•	 Die Inklusionsassistentin/der Inklusions-
assistent arbeitet in der Gruppe, beglei-
tet das Kind und unterstützt das Team 
bei der Planung und Gestaltung inklu-
siver Situationen. Zum Beispiel Klein-
gruppenarbeit bei Bedarf. (Die Grup-
penerzieherin hat die Verantwortung 
für alle Kinder, sie darf nicht an die In-
klusionsassistentin oder den Inklusions-
assistenten delegiert werden.)

•	 Die Inklusionsassistentin/der Inklusions-
assistent versucht in Zusammenarbeit 
mit den Erzieherinnen, anderen Fach-
kräften und den Eltern das Verhalten 
des Kindes zu verstehen und zu erklären 
und entsprechende Entwicklungsschrit-
te anzubahnen.

•	 Die Inklusionsassistentin/der Inklu- 
sionsassistent stärkt zusammen mit den 
anderen Beteiligten das soziale Netz-
werk des Kindes in und außerhalb des 
Kindergartens, weil die Qualität des 
Beziehungssystems sein emotionales 
Gleichgewicht, sein soziales Verhalten 
und seine Motivation zum Lernen be-
stimmen.

•	 Die Inklusionsassistentin/der Inklusions-
assistent unterstützt das Kind bei der 
Kommunikation gegebenenfalls mit 
verschiedenen Hilfsmitteln. Zum Bei-
spiel durch gestützte Kommunikation. 

•	 Die Inklusionsassistentin/der Inklusions-
assistent fördert die soziale Integration 
in die Gruppengemeinschaft. Zum Bei-
spiel durch die Unterstützung bei der 
selbständigen Lösung von Konflikten 
und in der Anbahnung von Spielprozes-
sen.

•	 Die Inklusionsassistentin/der Inklu- 
sionsassistent unterstützt das Kind bei 
alltagspraktischen Verrichtungen. Zum 
Beispiel beim An- und Ausziehen, bei 
Versorgungstätigkeiten (wie Nahrungs-
aufnahme) und im pflegerischen und 
medizinischen Bereich. 

•	 Die Inklusionsassistentin/der Inklusions-
assistent begleitet das Kind bei Ausflü-
gen und Projekten.

•	 Die Inklusionsassistentin/der Inklusions-
assistent benötigt dafür unter anderem 
folgende Qualifikation: 
Ein entsprechendes Verständnis der Le-
benslage Behinderung, eine sen- 
sible Wahrnehmungsfähigkeit, fach- 
liche (z. B. entwicklungspsychologische, 
integrations- und inklusionspädagogi-
sche) und kommunikative Kompeten-
zen sowie die Bereitschaft zur (Selbst)-
Reflexion.

In Anlehnung an: Jo Jerg, Werner Schu-
mann, Stephan Thalheim (Hrsg): 
Von Anfang an! Qualifizierung zur Inklu- 
sionsassistentIn in Kindertageseinrichtun-
gen, Reutlingen 2003
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9.4 Muster: Voraussetzungen für 
eine (Kooperations-) Vereinbarung

Folgende Fragen sind im Vorfeld zu klären 
und miteinander zu vereinbaren:

•	 Personal  
Eingesetztes Personal, Leitung, Dienst-
aufsicht, Fachaufsicht, Teamstrukturen, 
Aufgabenverteilung, gegenseitige In-
formation, Besprechungen, Krankheits-
stellvertretung kurzfristig, Regelungen 
zur Aufsicht, Verhalten im Notfall (Epi-
lepsie, Allergie, …) und Anleitung dazu 
…

•	 Kinder 
Aufnahmemodalitäten, Zusammenstel-
lung der Gruppen, Gruppengröße, Ge-
meinsame Aktivitäten der Kinder, Not-
fälle, Aufsicht, …

•	 Eltern 
Zusammenarbeit mit Eltern, Ansprech-
partnerin/Ansprechpartner für die El-
tern des einzelnen Kindes, gemeinsame 
Aktivitäten mit Eltern, Elternvertretung

•	 Raum, Ausstattung, Finanzierung 
Nutzung von Räumen, Raumplan, even-
tuell Mietvertrag, Finanzierung, vor-
handene und neue gemeinsam zu nut-
zende Materialien und Ausstattung, 
gemeinsam genutzte Räume, Etat, Ge-
bühren für Betreuung, Gebühren für Es-
sen, …

•	 Öffnungs- und Schließzeiten, Be-
treuungszeiten, Betreuungszeiten 

•	 Schulkindergartenzeit
•	 Einzugsgebiet/e

•	 Beförderung und ihre Finanzierung
•	 Hausrecht
•	 (Erste) Inhaltliche und konzeptionel-

le Vereinbarungen
•	 außerhalb der Leitgedanken der Zu-

sammenarbeit,
•	 Gemeinsame Pädagogische Grund-

lagen und Zielsetzungen
•	 Gemeinsame Aktivitäten der Kinder, 

Fachkräfte und Eltern
•	 Zusammenarbeit mit Partnern
•	 Öffentlichkeitsarbeit, Vertretung der 

Einrichtung/en nach außen
•	 Vereinbarungen zu Datenschutz und 

Einwilligungserklärung
•	 Mitwirkung/Zustimmung der Gre-

mien
•	 Kündigung

Es empfiehlt sich, dies in einer Koopera-
tionsvereinbarung zwischen dem Träger 
der Kindertageseinrichtung, dem Träger 
des Schulkindergartens und dem Staatli-
chen Schulamt schriftlich fest zu halten. 
Inhalt der Kooperationsvereinbarung sind 
in einem ersten Abschnitt auch die An-
gaben zu den Einrichtungen selbst, ihren 
Trägern, der Betriebsformen der Kinder-
tageseinrichtung, beziehungsweise den 
Typ des Schulkindergartens, den Rechts-
grundlagen.

Quelle: Regierungspräsidium Stuttgart
Überregionale Arbeitsstelle Frühförde-
rung Baden-Württemberg (Hrsg.) Die Viel-
falt leben Schulkindergarten und Kinder-
garten unter einem Dach
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Kindertageseinrichtung nach dem 
Kindertagesbetreuungsgesetz (KiTaG) 

Kooperation / Intensivkooperation von 
Kindertageseinrichtung und Schulkindergarten 

Schulkindergarten für Kinder mit Behinderung 
nach § 20 Schulgesetz BW 

In der Kindertageseinrichtung werden Kinder mit und 

ohne Behinderung und/oder erhöhtem Förderbedarf 

gemeinsam gefördert, 

 in Gruppen aller Betriebsformen nach dem KiTaG 

mit Unterstützung durch 

 die Kindergartenfachberatung in Kooperation mit 

 heilpädagogischen Fachdiensten und im Auftrag 

der Eltern durch 

 Mitarbeiter/innen von Frühförderstellen (Sonderpä-

dagogische Beratungsstellen und Interdisziplinäre 

Frühförderstellen) 

 „Integrations- bzw. Inklusionshelferin/Integrations- 

bzw. Inklusionshelfer“ im Rahmen der Leistungen 

des SGB VIII und SGB XII 

 Ergänzend zu Leistungen der Eingliederungshilfe 

durch Medizinische Behandlungspflege und Thera-

pien medizinischer Art gemäß SGB V 

 

Die einzelnen Formen und Unterstützungssysteme 

können bei Bedarf kombiniert werden. Sie sind regional 

unterschiedlich vorhanden. 

KiTaG § 2 (2): 

„Kinder, die auf Grund ihrer Behinderung einer zusätzli-

chen Betreuung bedürfen, sollten zusammen mit Kin-

dern ohne Behinderung in Gruppen gemeinsam geför-

dert werden, sofern der Hilfebedarf dies zulässt. Dies ist 

auch im Rahmen der kommunalen Bedarfsplanung 

nach § 3 Abs. 3 angemessen zu berücksichtigen. § 35a 

SGB VIII und §§ 53, 54 des Zwölften Buches Sozialge-

setzbuch (SGB XII) bleiben unberührt.“ 

Formen der Kooperation: 

1. Gezielte Kooperation räumlich getrennter Kindertages-

einrichtungen und Schulkindergärten 

z.B. über Aktivitäten, Projekte, Feste und gemeinsame 

vorbereitete Elternangebote 

2. Formen der Kooperation unter einem Dach (Intensivko-

operation) : 

Kindertageseinrichtung und Schulkindergarten unter ei-

nem Dach mit gemeinsamer inhaltlich-pädagogischer 

Planung im Tagesablauf und von Aktivitäten, Projekten 

etc. in unterschiedlicher Ausprägung 

z.B. Außengruppen des Schulkindergartens in der Kin-

dertageseinrichtung 

z.B. Außengruppe der Kindertageseinrichtung im Schul-

kindergarten 

3. Kindertageseinrichtung und Schulkindergarten als ge-

meinsame inklusive Gruppe (Intensivkooperation) 

Die Gruppe setzt sich zusammen aus den Kindern der 

Schulkindergartengruppe mit entsprechendem Förder-

schwerpunkt und einer Kleingruppe einer beliebigen Be-

triebsform einer Kindertageseinrichtung  

Formen einer Trägerschaft:  

 Kooperation von zwei Trägern 

 Ein Träger betreibt sowohl die Kindertageseinrichtung 

als auch den Schulkindergarten 

Merkmale einer gelingenden (Intensiv-)Kooperation: 

 langfristig auf Kontinuität angelegt 

 Kooperation und Partizipation auf allen Ebenen und mit 

allen Beteiligten (Kinder, Eltern, Fachkräfte, Träger…) 

 Kooperationsvereinbarung 

Unterschiedliche Typen des Schulkindergartens: 

Schulkindergärten für Kinder mit  

 geistiger Behinderung 

 Körperbehinderung 

 Sprachbehinderung 

 Förderbedürftigkeit 

 Erziehungshilfebedürftigkeit 

 Sehbehinderung/Blindheit 

 Hörschädigung 

 

In den Schulkindergarten werden Kinder mit besonders 

hohem sonderpädagogischen Förderbedarf aufge-

nommen, der in einer Kindertageseinrichtung auch mit 

begleitenden Hilfen nicht erfüllt werden kann. 

 

Die Aufnahme erfolgt nur mit Einverständnis und auf 

Wunsch der Eltern 

 
Schulkindergärten sind damit subsidiär; es besteht 
kein Rechtsanspruch auf einen Platz; kann aber dort 
eingelöst werden.  
 
 
 
 
 
 
 
____________________________________________ 
Ministerium für Kultus, Jugend und Sport  
Baden-Württemberg 
Ref. 36, Sonderpäd. Bildungs- und Beratungszentren, 
lnklusion, Landesarbeitsstelle Kooperation 

 
Kommunalverband für Jugend und Soziales  
Baden-Württemberg  
Landesjugendamt 
Ref. 42, Tagesbetreuung für Kinder 
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